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Wilhelm Hofmeister

Dezentralisierung in Lateinamerika

I. Staatliches Versagen
als Reformimpetus

Dezentralisierung ist eines der großen Schlagworte
der gegenwärtigen Entwicklungsdiskussion in La­
teinamerika. Von Mexiko im Norden bis Argenti­
nien und Chile im Süden werden unter dem Begriff
Dezentralisierung Möglichkeiten sozialer, wirt­
schaftlicher und politischer Reformen erörtert, um
die Rückschläge aus dem in ökonomischer und so­
zialer Hinsicht „verlorenen Jahrzehnt“ der achtzi­
ger Jahre aufzuholen und die ebenfalls in dem ver­
gangenen Jahrzehnt einsetzenden (Re-)Demokra-
tisierungsprozesse durch eine Restrukturierung
des Staates und seiner Funktionen zu stützen und
zu konsolidieren. Dezentralisierung erscheint inso­
fern als ein Entwicklungskonzept, mit dem sich
viele Erwartungen verbinden. Das zeigt sich u. a.
daran, daß in den vergangenen Jahren in den Ver­
fassungen verschiedener Länder (Peru 1979, Chile 
1980, Guatemala 1985, Brasilien 1988, Kolumbien
1991, Paraguay evtl, ab 1993) die Forderung nach 
Dezentralisierung als Verfassungsziel mehr oder
weniger deutlich festgeschrieben wurde.

Die Dezentralisierungsdiskussion ist Ausdruck
eines wachsenden Mißtrauens gegenüber der
Handlungs- und Entwicklungskapazität des Staates
und insbesondere gegenüber dem traditionellen
Zentralismus, der die staatliche Entwicklung in
Lateinamerika seit der Kolonialzeit prägt. Der
Staat, d.h. insbesondere der Zentralstaat, hat als
Entwicklungsagent versagt und ist mittlerweile
selbst zu einem Entwicklungsproblem geworden.
Zwar ist der Zentralismus zumindest seit der Un­
abhängigkeit zu Beginn des 19. Jahrhunderts wie­
derholt in Frage gestellt worden, doch erst seit
Ende der siebziger Jahre unseres Jahrhunderts
sind zunehmende konkrete Anstrengungen im
Hinblick auf Dezentralisierungspolitiken zu beob­
achten. Die Frage ist, ob die „zentralistische Kul­
tur“ Lateinamerikas, die Claudio V61iz so ein­
dringlich beschrieben hat ,1 mit den Anstrengungen
der Gegenwart gebrochen werden kann - und ob
Dezentralisierung tatsächlich einen gangbaren
Weg für Entwicklung in Lateinamerika weist.

1 Vgl. Claudio Völiz. The Centralist Tradition of Latin
America, Princeton, N. J. 1980.

Zur Beantwortung dieser Frage werden sowohl die 
als wichtig erscheinenden konzeptionellen Grund­
lagen der aktuellen Dezentralisierungsdiskussion
als auch einige in verschiedenen Ländern bisher
gemachten vorläufigen Erfahrungen mit Dezentra­
lisierung vorgestellt. Das sich aus der Dezentrali­
sierung ergebende neue Verhältnis zwischen Staat
und Gesellschaft muß ebenfalls angesprochen wer­
den. Zunächst ist jedoch noch einmal an die staatli­
che Organisation des kolonialen Iberoamerika als
Grundlage des neuzeitlichen Zentralismus zu erin­
nern, und insbesondere ist auf die Fortschreibung
dieser Tradition nach der Unabhängigkeit bis in
die Entwicklungsvorstellungen und -politiken der
Gegenwart einzugehen.

II. Zentralismus als Konstante
lateinamerikanischer

Staatsorganisation

1. Zentralismus in der Kolonialepoche

Seit der „Entdeckung“ Amerikas durch Christoph
Kolumbus vor 500 Jahren gehört der staatlich-ad­
ministrative Zentralismus zu den Konstanten der
lateinamerikanischen Staatsorganisation. Deshalb
ist, so V61iz, das Konzept des Zentralismus „essen­
tiell zum Verständnis einer iberoamerikanischen
geschichtlichen Entwicklung, die verschiedene
Etappen der Lockerung der zentralen Kontrolle
und der Rezentralisierung erlebte“ .2 Wliz be­
schreibt, wie die Länder der Region in die Neuzeit
eintraten als administrative, rechtliche und politi­
sche Gebilde, die dem Prinzip der zentralen Kon­
trolle unterworfen blieben, und wie sich dieses
Prinzip in der staatlichen Entwicklung über die 
Jahrhunderte reproduzierte.

Für die Zukunft der Region blieb es wichtig, daß
die Zentralgewalt die Feudalisierungstendenzen
frühzeitig unterdrücken konnte und bereits zum 
ausgehenden 16. Jahrhundert „das Kolonialreich
weitgehend nach den Vorstellungen des monarchi­
schen Absolutismus als neuzeitlicher Macht- und

2 Ebd., S.9.



Verwaltungsstaat organisiert war“ .3 Zwar war dies
gleichzeitig der Versuch zur Einführung des da­
mals modernsten Staatstypus, der bürokratischen
Herrschaft, doch abgesehen von kurzen Episoden,
während derer sich die Realität diesem abstrakten
Anspruch näherte, „scheint die Wirklichkeit...
überwiegend von traditionalen und patrimonialen
Elementen geprägt worden zu sein“ .4 Schon früh
bildete sich mit der Beamtenschaft eine Machtelite

, heraus, deren Wertvorstellungen und Verhaltens­
weisen sich nicht an den modernen Staatsideen
und daraus abgeleiteten Aufgaben und Pflichten
orientierten, sondern an der Ausdehnung ihrer
Vorrechte und Pfründe. Die zentralistische Staats­
ordnung und der von ihr geförderte Patrimonialis-
mus erwiesen sich daher bereits früh als problema­
tisch im Hinblick auf die effiziente Erfüllung der
Aufgaben des Staates und seiner Verwaltung .5 Al­
lerdings führten diese Defizite zu verstärkten Zen­
tralisierungsbestrebungen zum Zweck einer büro­
kratisch perfekteren Kontrolle des Verwaltungs­
wesens. Ergebnis war freilich nur eine „Zunahme
der Amtsgeschäfte bei gleichzeitig sinkender Effi­
zienz und Integrität des Beamtentums als Folge
des Ämterkaufs und der Ämterpatronage“6 Die in 
der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts initiierte
Reform der Verwaltungsorganisation mit dem
Versuch der Verpflichtung eines neuen Beamten­
typs auf ein abstrakt verstandenes Staatsinteresse
und eine Förderung des Gemeinwohls kam zu spät
und trug eher zur Verschärfung des in die Unab­
hängigkeitsbewegung mündenden Konfliktes zwi­
schen der Krone und der von der herkömmlichen
Staatsorganisation profitierenden Oberschicht bei.
Nicht in Frage gestellt worden war übrigens bei je­
nem Reformversuch, daß die Zentralgewalt in je­
dem Fall die Entscheidungsbefugnis behielt. Da­
mit trug der Zentralismus zum Zusammenbruch
des Kolonialreiches bei.

2. Die Bestätigung des Zentralismus nach der
Unabhängigkeit

So wichtig die Kolonialepoche für die Grundle­
gung zentralistischer Tendenzen auch war, der
neuzeitliche Zentralismus in Lateinamerika ist we­
sentlich auf Elemente zurückzuführen, die erst im
Zuge oder nach der Unabhängigkeit auftraten. Zu­
dem ist die Fortschreibung des Zentralismus nie-

3 Vgl. Horst Pietschmann, Die staatliche Organisation des
kolonialen Iberoamerikas, Stuttgart 1980, S. 54f. Die Katho­
lische Kirche spielte dabei, wie überhaupt bei der Durchset­
zung des Zentralismus, eine wichtige Rolle; vgl. ebd., S. 30,
sowie C. Wliz (Anm. 1), S. 189ff.
4 H. Pietschmann (Anm. 3), S. 55.
5 Vgl. H.C.F. Mansilla, Neopatrimonialistische Aspekte
von Staat und Gesellschaft in Lateinamerika. Machtelite und
Bürokratismus in einer politischen Kultur des Autoritaris-
mus,-in: Politische Vierteljahresschrift, 31 (1990) 1, S.33ff.
6 H. Pietschmann (Anm. 3), S. 64.

mals konfliktfrei verlaufen. Vielmehr ist der Streit
zwischen Zentralsten und Dezentralisten, zwi­
schen Unitariem und Föderalisten - ausgetragen
zuweilen in Form von Bürgerkriegen - eine Kon­
stante in der lateinamerikanischen Geschichte.

In der ersten nachkolonialen Zeit spielten die 
Städte und Gemeinden eine wichtige Rolle und es
gab starke, sich aus lokalen Macht- und Einfluß­
zentren speisende föderative Kräfte. Beides hätte
Grundlage für föderale staatliche Entwicklungen
sein können. Der Machtmißbrauch lokaler Eliten
aber, die Caudillo-Herrschaft in vielen Regionen
und die von solchen Phänomenen ausgehende Be­
drohung der gerade erst erworbenen staatlichen
Einheit ließen zentralistische Tendenzen (wieder-)
erstarken. Dennoch dauerte es bis in die Mitte des
19. Jahrhunderts, ehe sich relativ starke Zentralre­
gierungen durchsetzen konnten, die das nationale
Territorium und die politische sowie staatliche
Macht kontrollierten. Dabei hängt die Erstarkung
des Zentralismus vor allem zusammen „mit der hi­
storischen Notwendigkeit aus den Prozessen des
nation-building, der Bildung der Staaten, der Kon­
solidierung der staatlichen Macht, der Eroberung
der Territorien nach innen und der Festlegung der
Grenzen nach außen. Die Bildung der National­
staaten war begleitet von einem Prozeß, den Muni-
zipien Kompetenzen und Attribute zu entziehen,
die nun von den zentralen Gewalten übernommen
wurden.“7

Die neue politisch-institutionelle Ordnung folgte 
dem europäischen bzw. nordamerikanischen Vor­
bild einer repräsentativen Demokratie, doch präg­
ten die liberaldemokratischen Verfassungen in den
seltensten Fällen die Gestaltungsformen des öf­
fentlichen Lebens8 Zum Teil bis weit in die Mitte
des 20. Jahrhunderts hinein (in einigen Fällen, so
in Zentralamerika, sogar darüber hinaus) wurden
Politik und Gesellschaft dominiert von einer klei­
nen Macht- und Wirtschaftsoligarchie. Die in eini­
gen Ländern mit zunehmender Industrialisierung
und Ausweitung des (gerade auch öffentlichen)
Dienstleistungssektors aufkeimenden Mittel­
schichten eroberten erst ab der Jahrhundertwende
allmählich soziale und politische Partizipationsfel­
der; die Unterschichten blieben - zum Teil bis in
unsere Tage - weitgehend marginalisiert. Politi­
sche und gesellschaftliche Strukturen und Institu­
tionen in Form von ausdifferenzierten und starken
intermediären oder politischen Interessengruppen,
funktionsfähigen Parteien bzw. Parteiensystemen
und Parlamenten waren in den seltensten Fällen
vorhanden.

7 Dieter Noblen, Descentralizaciön polftica. Perspectivas
comparadas, in: ders. (Hrsg.), Descentralizaciön polftica y
consolidaciön democrätica. Europa - Amörica del Sur, Cara­
cas 1991, S. 364.
8 Vgl. Marcos Kaplan, Formaciön del Estado Nacional en
Amörica Latina, Santiago de Chile 1969.



Der Zentralstaat übernahm in dieser Situation
schon früh (d. h. seit der Mitte des letzten Jahrhun­
derts) zahlreiche Entwicklungsaufgaben trotz der
ideologischen Ablehnung jeglichen Staatsinterven­
tionismus durch die Machteliten. Gerade die Eli­
ten aber nutzten nicht selten ihren Zugang und Zu­
griff auf den Staatsapparat zum Zweck der persön­
lichen Bereicherung und Machterhaltung. Die
staatliche Bürokratie und die Verwaltungsappa­
rate wuchsen (wobei Klientelismus und Ämterpa­
tronage weiterhin eine wichtige Rolle spielten),
der Staat bemühte sich um die Förderung von Pro­
duktionsfaktoren, um die Bereitstellung von 
Dienstleistungen und Infrastruktur, um den Auf­
bau von Finanzsystemen etc. Damit übernahm der
Staat - und das gilt mutatis mutandis für alle Län­
der der Region - die Rolle des maßgeblichen ­
wicklungsmotors9
9

.

Diese Tendenz setzte sich im Grunde bis in die
Neuzeit fort. Nach der Weltwirtschaftskrise der
dreißiger Jahre nahm das Ausmaß direkter staatli­
cher Interventionen im Zusammenhang einer mit­
tels Importsubstitution angestrebten Industrialisie­
rungspolitik noch zu. Der Ausbau des staatlichen
Verwaltungsapparates und der Aufbau staatlicher
Unternehmen erreichte ein zuvor nicht gekanntes
Ausmaß. Begleitet war diese Entwicklung in den 
fünfziger und sechziger Jahren von einer insbeson­
dere von der UN-Wirtschaftskommission für La­
teinamerika (CEPAL) geschürten Planungseupho­
rie, die jedoch außer der Einrichtung neuer natio­
naler Planungsbehörden kaum Entwicklungsef­
fekte zeitigte; die komplexe soziale Wirklichkeit
widersetzte sich auch den ambitiösesten Planungs­
versuchen.

All diese Entwicklungsansätze und -anstrengungen
führten nicht zu der erhofften Stärkung des Staates 
als einer effizienten Entwicklungsagentur, sondern
lediglich zu einer Aufblähung der Verwaltungsap­
parate. Diese sind „aufgrund historischer, struktu­
reller und verhaltensbezogener Ursachen in der
Regel nicht in der Lage..., die Gewährleistung
elementarer Dienstleistungen sicherzustellen, ganz
zu schweigen von der Vielzahl der ihnen übertra­
genen Entwicklungsaufgaben“

9

10

Vgl. auch zum folgenden John W. Sloan, Public Policy in
Latin America, Pittsburgh 1984; Dieter Nohlen/Mario Fer-
nändez, Wirtschaft, Staat und Sozialpolitik in Lateiname­
rika, in: Politische Vierteljahresschrift, Sonderheft 19/1988,
S.406ff.; für Länderbeispiele siehe Manfred Mols, Mexiko
im 20. Jahrhundert, Paderborn u.a. 1981; Hermann Josef
Mohr, Entwicklungsstrategien in Lateinamerika, Bensheim
1975; Inge Buisson/Manfred Mols (Hrsg.), Entwicklungs­
strategien in Lateinamerika in Vergangenheit und Gegen­
wart, Paderborn u. a. 1983.
10 Peter Birle, Staat und Bürokratie in Lateinamerika. Die
aktuelle Diskussion über Planung und Dezentralisierung, in:
M. Mols/P. D. Birle (Hrsg.), Entwicklungsdiskussion und
Entwicklungspraxis in Lateinamerika, Südostasien und In­
dien, Münster-Hamburg 1991.

Erschwerend kam insbesondere ab etwa Mitte der
siebziger Jahre hinzu, daß sich im Rahmen der
strukturellen Reformen die Anforderungen an den
Staat noch erhöhten. Einerseits bedurfte er „neben
einem Minimum an Leistungsfähigkeit... zur Lö­
sung der neuen Aufgaben einer gewissen Autono­
mie gegenüber der Gesellschaft bzw. gegenüber
den in ihr dominierenden Schichten, um die ge­
plante Politik durchsetzen zu können“ ;11 anderer­
seits verhinderten aber gerade die neopatrimonia-
listischen Machteliten eine Einschränkung ihrer
wirtschaftlichen oder auch politischen Vormacht­
stellung. „Wachsende und schwierigere Aufgaben
des Staates, die eine höhere Leistungsfähigkeit
und Autonomie erfordern, auf der einen Seite, ab­
nehmende Kapazität, Autonomie und Manövrier­
fähigkeit des Staatsapparats auf der anderen Seite,
dieses Dilemma kennzeichnet die Entwicklung der
Staatstätigkeit in Lateinamerika, ein Tatbestand,
der häufig übersehen wird, wenn Entwicklungs­
strategien diskutiert werden.“12 Dezentralisierun12 g
erscheint vor diesem Hintergrund als Beitrag zur
Öffnung eines Auswegs aus diesem Dilemma.

III. Dezentralisierungsansätze
der Gegenwart

1. Anstöße und Begriffe

Die aktuellen Dezentralisierungsansätze in Latein­
amerika sind Ausdruck eines gewachsenen Be­
wußtseins von der Notwendigkeit tiefgreifender
Transformationen von Staat, Gesellschaft und
Wirtschaft in den Ländern des Subkontinents. Zu­
gleich basieren sie auf der Erkenntnis, daß es nicht 
genügt, nur Teilbereiche des politischen oder Wirt­
schafts- oder Sozialsystems zu reformieren. Die
Einleitung wirtschaftlicher Strukturanpassungs­
maßnahmen und die Einführung marktorientierter
Wirtschaftsmodelle oder die Änderung der Regie­
rungssysteme und ihre größere Legitimierung
durch die Redemokratisierungsprozesse, auch die
mit den Regimetransformationen begünstigte Er­
starkung traditioneller (Parteien, Gewerkschaften)
oder neuer (Bauern-, Armen-, Regional-, Frauen-,
Umweltgruppen) sozialer Bewegungen - all das 
kann nicht darüber hinwegtäuschen, daß eine Re­
form des Staates selbst, seiner Funktionen und sei­
ner Struktur sowie seines Verhältnisses zu Gesell­
schaft und Wirtschaft unverzichtbar sind, um die
Effizienz des Staates zu steigern, die soziale und 
wirtschaftliche Entwicklung anzustoßen und die
Demokratien zu konsolidieren. In diesem Kontext

11 D. Nohlen/M. Femändez (Anm. 9), S. 416.
12 Ebd., S.417.



erscheint das Konzept der Dezentralisierung als
eine dynamische Option, die dazu beitragen kann,
die negativen Tendenzen der Vergangenheit zu
überwinden .

U

13

nmittelbare Anstöße für den in den achtziger
Jahren allmählich lauter werdenden Ruf nach De­
zentralisierung waren :14 die Krise der autoritären
Regime, die auch eine Niederlage für zentralisti­
sche Konzepte der politischen Entscheidungspro­
zesse war; die Wirtschaftskrise der achtziger Jahre
und die damit einhergehende Krise der durch ho­
hen Staatsinterventionismus geprägten Wirt­
schafts- und Sozialpolitiken; die Krise des Akteurs
„Staat“ an sich, dessen weitreichende Ineffizienz
angesichts der Wirtschaftskrise offen zutage trat;
die Krise der großen Entwicklungstheorien, deren
Erklärungs- und vor allem Lösungsfähigkeit für so­
ziale, wirtschaftliche und auch politische Entwick­
lung sich als unzulänglich erwies. Begleitet waren
diese Krisen von einem Aufleben liberalistischer
Tendenzen im Sinne eines Abbaus des Staates und
der Verlagerung verschiedener Funktionen in Pri­
vatinitiativen oder - im Sinne von „weniger Zen­
tralstaat“ - auf nachgeordnete Einheiten. Ein wei­
terer Anstoß war nicht zuletzt aber die Überzeu­
gung, daß Partizipation und Demokratie mittels
Dezentralisierung vertieft werden könnten. De­
zentralisierung ist in diesem Sinne Instrument zur
Konsolidierung von Demokratie.

Daß diese Erfahrungen und Entwicklungen in kon­
kretere Forderungen nach Dezentralisierung mün­
deten, hat wohl auch mit jenen Faktoren zu tun,
die Sergio Boisier als die vier Megatendenzen be­
zeichnet, welche, unabhängig von den jeweiligen
nationalen Rahmenbedingungen, die Dezentrali­
sierungsprojekte begünstigten :15 die wissenschaft­

13 Zum Thema Dezentralisierung liegt mittlerweile ein in
wenigen Jahren stark angewachsenes Schrifttum vor; vgl.
Sergio Boisier, Los procesos de descentralizaciön y desar-
rollo en el escenario actual de Amörica Latina, in: Revista de
la CEPAL, 31 (1987), S. 139ff.; CLACSO (Consejo Latino-
americano de Ciencias Sociales) (Hrsg.), Hacia un nuevo Or­
den estatal en America Latina?, Bd. 5 u. 6: Centralizaciön/
descentralizaciön del Estado y actores territoriales, Buenos
Aires 1989; D. Noblen (Anm. 7). Allgemeinere Überlegun­
gen zur Dezentralisierung als Entwicklungsmodell bei Hans
F. Illy/Klaus Schimitzek (Hrsg.), Entwicklung durch Dezen­
tralisierung? Studien zur Kommunal- und Regionalverwal­
tung in der Dritten Welt, München 1986; D A. Rondinelli/
James S. McCullough/Ronald W. Johnson, Analysing De-
centralization Policies in Developing countries: a Political-
Economy Framework, in: Development and Change,
20(1990)1, S. 57 ff. Kritischer dazu David Slater, Territorial
Power and the Peripheral State: The Issue of Decentraliza-
tion, in: Development and Change, 20 (1989) 4, S. 501 ff.;
Carlos A. de Mattos, La descentralizaciön, una nueva pana-
cea para impulsar el desarrollo local?, in: Cuademos del
CLAEH, (1989)51,8.57ff.
14 Vgl. D. Noblen (Anm. 7), S. 365 f.
15 Vgl. Sergio Boisier, La descentralizaciön: un tema di-
fuso y confuso, in: D. Noblen (Anm. 7), S. 24ff.

lich-technologische Revolution, die zur Entste­
hung neuer Produktionsräume beitrug; die Pro­
zesse der politischen und administrativen Restruk­
turierung von Staat und Regierungssystem, die in
Lateinamerika mit der Legitimation von Demo­
kratie als einer neuen Ordnung verbunden sind;
die zunehmende Forderung organisierter (teils re­
gionaler) Interessengruppen nach größeren Auto­
nomieräumen; schließlich die Tendenz der Privati­
sierung und entsprechenden Einschränkung staat­
licher Tätigkeit im Bereich von Produktion und
Dienstleistungen. Auch wenn diese Megatenden­
zen nicht notwendigerweise die konkreten Dezen­
tralisierungsmaßnahmen in einzelnen Ländern be­
gründen, so fangen sie doch einen strukturellen
Wandel ein, der für die Dezentralisierungsdebatte
der Gegenwart konstitutiv sein dürfte und mög­
licherweise dazu beiträgt, daß diese Debatte nicht
in ihren Ansätzen verebbt.

Diese Hinweise auf unterschiedliche Erklärungs­
muster für das Aufkommen der Dezentralisie­
rungsforderungen deuten bereits an, daß im Hin­
blick auf Konzepte und mit Dezentralisierung
verbundene Erwartungen unterschiedliche Vor­
stellungen existieren. Dennoch ist zumindest ein 
Konsens hinsichtlich der Definition einiger Grund­
begriffe festzustellen. Häufig zitiert wird in diesem
Sinne Boisier, für den Dezentralisierung bedeutet,
„Organismen, die nicht in rechtlichem Sinne vom 
Staat abhängen, bestimmte Zuständigkeiten zu
übertragen. Damit das so ist, müssen die dezentra­
lisierten Organismen eine eigene Rechtsper­
sönlichkeit, einen eigenen Haushalt und eigene
Funktionsnormen haben.“16 Entscheidend für De­
zentralisierung wäre somit, daß unterschiedliche
juristische Personen betroffen sind, weshalb die
Privatisierung als eine Form von Dezentralisierung
betrachtet werden könne. Die Übertragung von
Kompetenzen, Funktionen oder Autorität müsse 
legitim sein; Dezentralisierung sei zu unterschei­
den von der Verlagerung von Kompetenzen (des-
localizaciön), was nur die räumliche Übertragung
von produktiven, Dienstleistungs- oder Verwal­
tungsaktivitäten meine, und auch von Dekonzen­
tration (desconcentraciön), was sich auf die Über­
tragung von Befugnissen innerhalb ein und dersel­
ben Organisation beziehe.

Dezentralisierung kann sich vollziehen als :

-
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funktionale: Übertragung von Kompetenzen
auf vom Zentralstaat unabhängige Einheiten
(z.B. Gründung einer unabhängigen Zentral-

16 Ebd., S. 31.
17 Vgl. Alejandro Rofman, Aspectos conceptuales sobre
descentralizaciön polftico-administrativa en Amörica Latina,
in: CLAD (Centro Latinoamericano de Administraciön para
el Desarrollo) (Hrsg.), Descentralizaciön de los Servicios de
Salud como estrategia para el desarrollo de los sistemas loca­
les de salud, Caracas 1990, S. 13ff.



Tabelle 1: Achsen der Dezentralisierungsdiskussion

Konzeptionelle Achse Kultur der Zentralisierung Kultur der Dezentralisierung

Akkumulationsmodell

Entwicklungsagent

Entscheidungssystem

territoriale Organisation

strukturalistisch

staatlich

elitistisch

zentralistisch

auf Kleinräume orientiert

privat

basisorientiert

lokal

Quelle: J. Arocena (Anm. 19), S. 45.

bank) zum Zweck einer Effizienzsteigerung öf­
fentlicher Dienstleistungen;

- administrative oder territoriale: Übertragung
von Kompetenzen auf regionale oder lokale, 
vom Zentralstaat unabhängige Einheiten (z.B.
Übertragung der Gesundheitsdienste auf Ge­
meinden) mit dem Ziel effizienter und basis­
orientierter Ausübung von Funktionen und des
Ausgleichs regionaler Ungleichgewichte;

- politische: Übertragung legislativer und exeku­
tiver Kompetenzen auf Organismen, die eine
andere - günstigstenfalls durch allgemeine
Wahlen herbeigeführte - Repräsentationsbasis
haben als der Zentralstaat; politische Dezentra­
lisierung zielt ab auf die Erweiterung der Parti­
zipationsmöglichkeiten auf lokaler oder regio­
naler Ebene.

Diese „reinen“ Typen der Dezentralisierung kön­
nen auch als „Mischformen“ auftreten, wobei die
politisch-territoriale bzw. politisch-administrative
Dezentralisierung unter dem Gesichtspunkt von
lokaler oder regionaler Entwicklung besonders in­
teressant sind, aber in Lateinamerika eben auch
besonders kontrovers diskutiert werden. Denn ge­
rade die politische Dezentralisierung rührt ans
Mark der traditionellen zentralistischen Staatsor­
ganisation. Deshalb dürften Dezentralisierungs­
maßnahmen überall dort Stückwerk bleiben, wo
Maßnahmen administrativer Dezentralisierung
nicht um eine politische Dezentralisierung ergänzt 
werden. Schließlich wird zuweilen argumentiert,
daß die Effizienzsteigerung der öffentlichen Ver­
waltung mit einer größeren demokratischen Kon­
trolle und Partizipation der Bürger Zusammen­
hänge .

1
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8 Einer derjenigen, die wiederholt auf die Notwendigkeit
der Erweiterung der bürgerlichen Freiheiten und Rechte und
eine fortschreitende Einbeziehung marginalisierter Gruppen
in die Institutionen gesellschaftlicher und politischer Reprä­
sentativität und in die Instanzen zur Kontrolle der Verwal­
tung (mithin einer Verknüpfung von administrativer und
politischer Dezentralisierung) hinweisen, ist Jordi Borja; vgl.
ders., Manual de gestiön municipal democrätica, Madrid -
Barcelona 1987.

2. Konzepte zur Dezentralisierung

Bei den Erwartungen, die mit Dezentralisierung
verbunden sind, kommen eindeutig unterscheid­
bare Demokratie- und Gesellschaftsvorstellungen 
zum Tragen.

Josi Arocena hat diese unterschiedlichen Vorstel­
lungen in vier Dimensionen eingefangen, welche
den gegenwärtigen Diskussionsstand anschaulich
illustrieren .19 Arocena hat vier „konzeptionelle
Achsen“ ausgemacht, die die verschiedenen Ebe­
nen der Dezentralisierungsdiskussion widerspie­
geln und jeweils entgegengesetzte Positionen ver­
deutlichen (vgl. Tabelle 1).

Die erste Achse befaßt sich mit der Frage nach der 
Möglichkeit der Anregung lokaler Entwicklungs­
prozesse im Rahmen des dominierenden Akkumu­
lationsmodells. Entsprechend der „strukturalisti-
schen“ Position verstärken Dezentralisierungspro­
zesse die Schwäche und Abhängigkeit von Entwick­
lungsgesellschaften und die Desorientierung lokaler
Akteure, für die der wirtschaftliche und soziale
Rahmen, in dem sie sich bewegen, unkontrollierbar 
sei. Dem entgegen vertraut die auf die Entwicklung
von Kleinräumen hin orientierte Position gerade der 
Freisetzung lokaler Initiative und Dynamik gegen­
über der Bremswirkung des Zentralismus.

Auf der Achse der Entwicklungsagenten geht es
um den Träger von Entwicklung und letztlich um
die Frage nach der Neugestaltung des Verhältnis­
ses zwischen Staat und Gesellschaft. Zwar besteht
weithin Übereinstimmung über den krisenhaften
Zustand des interventionistischen Wohlfahrtsstaa­
tes, doch existieren starke Unterschiede zwischen
denen, die dem Staat, und das heißt auch Zentral­
staat, weiterhin eine entscheidende Rolle als Ent­
wicklungsagent zuschreiben und jenen, die für eine
Stärkung der zivilen Gesellschaft gegenüber dem
Staat - bis hin zur Privatisierung bislang öffentli­
cher Leistungen - eintreten.

Auf der dritten Achse geht es um die Frage nach
den Formen von Demokratie, d.h. um die Art und

19 Vgl. auch zum folgenden JoSe Arocena, Descentraliza-
ciön e iniciativa, una discusiön necesaria, in: Cuadernos del
CLAEH, 51 (1989), S. 43 ff.



Weise des Zustandekommens politischer und
gesellschaftlicher Entscheidungen. Die als „eliti- 
stisch“ markierte Position sieht in Dezentralisie­
rungstendenzen den unnützen Versuch der Aus­
weitung der Partizipations- und Entscheidungspro­
zesse, was letztlich zu mangelnder Effizienz und
Kohärenz und zu einer anarchischen Multiplika­
tion von Entscheidungszentren sowie einer Ge­
fährdung der fragilen demokratischen Ordnung
und einer Verschwendung von Ressourcen führe.
Die „basisorientierte“ oder „partizipative“ Gegen­
position dazu sieht jedoch gerade in der möglichst 
weiten Öffnung des Entscheidungssystems ein
großes Entwicklungspotential; der Akteur an der
Basis nimmt danach Freiräume zur besseren Aus­
nutzung von Produktions- und Verteilungsbedin­
gungen wahr, er nutzt und mobilisiert die vorhan­
denen Ressourcen.

Die vierte Achse schließlich dreht sich um die
Frage nach der regionalen Autonomie bzw. der
Organisation des nationalen Territoriums. Hierbei
vertreten die Zentralisten die Auffassung, nur eine
geographisch konzentrierte politisch-administra­
tive Macht könne die Integrität des nationalen Ter­
ritoriums gewährleisten, während Dezentralisie­
rungsmaßnahmen zur Desintegration, zur Schaf­
fung neuer lokaler Aristokratien oder Oligarchien
auf Kosten der örtlichen Unterschichten und zur
Verschärfung regionaler Ungleichgewichte führen
könnten. Die Gegenposition dazu sieht in der
Schaffung einer lokalen Identität eine Entwick­
lungsvoraussetzung und ein Gegengewicht zu klas­
sischen nationalistischen Tendenzen; Dezentrali­
sierung ist danach der Weg zur Selbstverantwor­
tung.

Die vier von Arocena unterschiedenen Achsen
verdeutlichen einzelne, im Rahmen der Dezentra­
lisierungsdiskussion vertretene Positionen und die
dahinter stehenden Auffassungen. Deutlich wird 
vor allem, daß Dezentralisierung - in engerem
Sinne als reines Organisationsmodell zu verstehen
- im lateinamerikanischen Kontext nahezu immer
und unvermeidlich die Grundfesten der staatlichen
Ordnung und des Verhältnisses zwischen Staat und
Gesellschaft berührt.

3. Länderbeispiele

Auf der Basis bisheriger Entwicklungen werden
einige vorläufige Erfahrungen zusammengefaßt.
Dazu werden zunächst die Prozesse in Venezuela,
Kolumbien, Peru und Bolivien etwas näher be­
trachtet, um danach einige allgemeinere Beobach­
tungen über den gegenwärtigen Stand der Dezen­
tralisierungsprozesse zu formulieren.

Die genannten Länder sind deshalb interessant,
weil hier verschiedene Dezentralisierungsschwer­
punkte auszumachen sind: Kommunen (Kolum­

bien), Regionen (Peru) und Bundesstaaten (Vene­
zuela). Andererseits handelt es sich um unter­
schiedliche Staatsformen, d. h. um Einheitsstaaten
bzw. um einen Bundesstaat (Venezuela). Schließ­
lich weisen die Fälle einen unterschiedlichen
Rhythmus und unterschiedliche Fortschritte bei
der Dezentralisierung auf bzw. gestatten, die Rolle
herausragender Akteure der zivilen Gesellschaft
bei der Initiierung von Dezentralisierungsprozes­
sen (Bolivien) zu 20. Die20 wichtigsten Vor­
schläge zur Dezentralisierung in diesen Ländern
sind in Tabelle 2 zusammengefaßt.

Die Tabelle vermittelt einen Eindruck über Ge­
meinsamkeiten und Unterschiede hinsichtlich der
maßgeblichen Vorschläge zur Dezentralisierung in
den genannten Ländern. Fragt man nach den Fort­
schritten der eingeleiteten Prozesse, lassen sich
länderspezifische Entwicklungen aufzeigen.

a) Venezuela

Trotz einer mittlerweile mehrjährigen Dezentrali­
sierungsdiskussion und der Verabschiedung eines
allgemeinen Dezentralisierungsgesetzes stehen im
Hinblick auf wichtige Fragen endgültige Entschei­
dungen noch aus. Die Übertragung von Kompe­
tenzen auf nachgeordnete Verwaltungseinheiten
bzw. auf die Bundesstaaten ist bisher ebensowenig
geregelt wie die Definition der Kompetenzen und
Dienstleistungen, die auf die unterschiedlichen
Regierungs- bzw. Verwaltungsebenen entfallen;
hinzu kommt eine Überschneidung zwischen 
Kompetenzübertragung und Privatisierung, was
eher verwirrt.

Die funktionale und finanzielle Schwäche der de- 
konzentrierten Einheiten der Zentralregierung,
die administrative Unerfahrenheit in den Bundes­
staaten und Munizipien sowie die mangelhafte
Koordination zwischen Zentralstaat, Bundesstaa­
ten und Kommunen haben bisher eine Steigerung
der Effizienz staatlicher Politik verhindert. Das Sy­
stem der Finanzierung der Bundesstaaten und
Kommunen ist unangemessen, da diese zu 98 Pro­
zent von Zuschüssen des Zentralstaates abhängen,
der damit nach wie vor entscheidenden Einfluß auf
Verwaltung und Entwicklungsprojekte nimmt; das 
trägt zu anhaltenden Konflikten zwischen Bundes­
staaten und Zentralregierung bei.

Neben diesen Schwierigkeiten hat sich herausge­
stellt, daß die Bürgermeister in der Regel unfähig
zu einer effizienten Ausübung ihrer neuen Funk­
tionen sind; sowohl die klientelistische Tradition

20 Vgl. auch zum folgenden CLAD (Hrsg.), La reforma del
Estado abordada globalmente y a traväs de la descentraliza-
ciön poh'tico-administrativa (Casos de Venezuela, Colombia,
Peru y Bolivia), Reportes de Avances N° 1, Caracas, Julio
1991; s. a. die entsprechenden Länderkapitel in CLACSO
(Anm. 13).



Tabelle 2: Schwerpunkt der Dezentralisierungsprozesse in

Venezuela Kolumbien Peru Bolivien

1. Politischer Bereich

Direktwahl der Govemeure Direktwahl der Gouverneure
der Departamentos

Einführung von Partizipations­
möglichkeiten bei den Ent­
scheidungen über die Regio­
nen

Suche nach Formeln für die
Wahl des höchsten Repräsen­
tanten der Departamentos

Direktwahl der Bürgermeister Direktwahl der Bürgermeister Einführung politischer Reprä­
sentationsmechanismen in den
Leitungsorganen der Regionen

Einführung von Partizipations­
und Kontrollmechanismen in
den Departamentos

Namentliche Wahl der Abge­
ordneten und Gemeinderäte

Schaffung neuer Partizipa­
tionsmechanismen auf Ge­
meindeebene

Schaffung neuer Partizipa­
tionsmechanismen auf Ge­
meindeebene -

Stärkung der Parlamente der
Bundesstaaten und Gemein­
den sowie der Fraktionen

Neue Funktionen für die Ge­
meinderäte

Einführung von Entwicklungs­
räten für „Mikroregionen“

Anregung neuer Partizipa­
tionsformen auf der Gemein­
deebene

2. Administrativer Bereich

Übertragung zentralstaatlicher
Kompetenzen auf föderale
Einrichtungen

Übertragung von Kompeten­
zen auf Gemeinden

Übertragung von Kompeten­
zen auf regionale Regierungen

Einführung einer organischen
Struktur der Departamento-
Regierungen

Transformation innerhalb der
nationalen Exekutive in Funk­
tion der Dezentralisierung

Abschaffung von Organismen
und Funktionen der Zentral­
verwaltung zugunsten der
Dezentralisierung

Schaffung regionaler Sekreta­
riate von Ministerien

Übertragung von Kompeten­
zen auf Departamento-Regie-
rungen

Einführung eines Systems der
bundesstaatlichen Koordina­
tion

Reorganisation der Departa­
mentos, Intendencias und Co-
misarias

Transformation innerhalb der
nationalen Exekutive in Funk­
tion der Dezentralisierung

Transformationen innerhalb
der nationalen Exekutive in
Funktion der Dezentralisie­
rung

Reorientierung der regionalen
Entwicklungsinstitutionen

Stärkung der Regionalplanung Dekonzentration von Funktio­
nen zugunsten mikroregiona­
ler Entwicklung

Nationale und regionale Pla­
nung und Koordination

Stärkung der Exekutivfunktio­
nen der Bundesstaaten

Stärkung der Exekutivfunktio­
nen der Gemeinden

Schaffung subregionaler Ent­
wicklungsbüros

Einführung neuer Kommuni-
kations- und Koordinations­
mechanismen auf verschiede­
nen Regierungsebenen

Schaffung von Kommunika-
tions- und Koordinationsme­
chanismen auf verschiedenen
Regierungsebenen

3. Wirtschaftlich-finanzieller Bereich

Übertragung von Ressourcen
auf föderale und kommunale
Einheiten

Übertragung von Ressourcen
auf Kommunen

Übertragung von Ressourcen
auf die Regionen

Schaffung von finanziellen
Einnahmemöglichkeiten für
die Departamento-Regierun­
gen ,

Stärkung der Finanzierungs­
einrichtungen föderaler Ein­
heiten

Finanzierung regionaler Ent­
wicklung und Investition

Schaffung eigener Einnahme­
quellen der Regionen

Förderung der bundesstaatli­
chen Planung

Schaffung eigener Einnahme­
quellen der Kommunen

Gründung regionaler Finanzie­
rungseinrichtungen

Gründung eines regionalen
Ausgleichsfonds

Einführung von Hilfsfonds für
die mikroregionale Entwick­
lung

Quelle: CLAD (Anm. 20), passim.



und institutionelle Schwäche der Kommunen als
auch die mangelnde Fähigkeit zur Unterscheidung
zwischen den politischen und administrativen
Funktionen eines Bürgermeisters haben die Ver­
wirklichung der mit der Kommunalreform verfolg­
ten Ziele bisher eingeschränkt. Hinzu kommt, daß
weder bei der Reorganisation regionaler Entwick­
lungsinstitutionen noch bei der Einführung und
Strukturierung neuer Partizipationsformen ent­
scheidende Fortschritte erzielt worden sind.

Als positiv kann daher lediglich hervorgehoben
werden, daß das Bewußtsein über die Schwächen 
der bisherigen Dezentralisierungsanstrengungen
zugenommen hat und die nationalen Entschei­
dungsträger den Willen zeigten, diese Defizite zu
beheben. Was davon als politischer Wille nach 
dem gescheiterten Putschversuch im Februar 1992
bleibt, ist zunächst abzuwarten.

b) Kolumbien

Die Kontinuität des Dezentralisierungprozesses ist
eines der maßgeblichen Ziele von Präsident Cäsar
Gaviria, der seit seinem Amtsantritt 1990 einige
wichtige Entscheidungen in diesem Sinne getroffen
hat. Dazu gehören: die Einführung der Steuerau­
tonomie der Regionen und Kommunen mittels der
Diversifizierung ihrer Steuereinnahmen und die
Harmonisierung der Transferleistungen mit den
staatlichen Makropolitiken; die Steigerung der Ef­
fizienz des öffentlichen Sektors durch die Übertra­
gung von Funktionen auf verschiedene territoriale
Ebenen; die Assistenz der Kommunen bei der Ent­
wicklung eigener Institutionen zur Erfüllung loka­
ler Aufgaben und der Koordination von Fortbil­
dungsmaßnahmen für den lokalen Bereich.

Allerdings gibt es noch eine Reihe von Schwierig­
keiten bei der Übertragung von Kompetenzen und 
Funktionen von der zentralen auf die territoriale
Ebene, beispielsweise im Bereich der Trinkwasser­
versorgung und Abwasserbeseitigung (unüber­
sichtliche Aufteilung von Funktionen zwischen
verschiedenen Hierarchieebenen, mangelhaft in­
stitutionalisierte Koordinationsmechanismen, un­
genaue Definition der übertragenen Funktionen,
ungenügende Ausführung von Arbeitsaufträgen,
ungenügende Beteiligung der Bevölkerung bei der
Verwirklichung von Maßnahmen). Festzustellen
ist daneben, daß sich die anfängliche Tendenz zu­
gunsten einer Stärkung der Kommunen mittler­
weile etwas abgeschwächt hat und einer stärkeren
Betonung der Funktionen der Departamentos ge­
wichen ist, was u. a. durch die in der Verfassung 
von 1991 vorgesehene Direktwahl der Gouver­
neure zum Ausdruck kommt. Das alles soll jedoch
nicht den Eindruck schmälern, wonach der Dezen­
tralisierungsprozeß in Kolumbien Fortschritte
macht.

c) Peru

Die Maßnahmen des ausscheidenden Präsidenten
Alan Garcfa von Anfang 1990 zur Beschleunigung
der Übertragung von Kompetenzen und Ressour­
cen auf die Regionen und die erklärte Bereitschaft
seines Nachfolgers Fujimori zur Vertiefung der
Dezentralisierung können nicht darüber hinweg­
täuschen, daß dieser Prozeß bereits vor dem
Putsch vom April 1992 kaum vorangekommen
ist .
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n einem zähen, mehrjährigen Verfahren waren
erst elf der zwölf angestrebten Regionen gebildet
worden, wobei gerade die Gründung der wichtig­
sten Region, der Metropole Lima, noch ausstand,
weshalb weitergehende Maßnahmen nicht in Kraft
treten konnten. Zudem waren die Kompetenzen
der Regionalregierungen nicht klar geregelt und
die bisher vorgenommene Übertragung von Res­
sourcen und Funktionen war ungenügend. Auch
übernahmen die Regionalregierungen ähnliche At­
titüden wie die Zentrale, d.h. sie widmeten sich
mehr der Bürokratie und ihrer Reproduktion als
den Notwendigkeiten ihrer Regionen.

Unklar blieb daneben, ob man den regionalen
Regierungen politische oder nur administrative
Kompetenzen übertragen solle, ganz zu schweigen 
von der ungenügenden Ausstattung dieser Regie­
rungen. Auch nahm der Zentralstaat den Regio­
nen verschiedene Investitionsprojekte aus den
Händen, indem er sie zu „nationalen Projekten“
erklärte und die dafür vorgesehenen Mittel wieder
zentral verwaltete. Nach dem Staatsstreich vom 
April ist es fraglich, ob Präsident Fujimori ein In­
teresse an einer Vertiefung des Dezentralisierungs­
prozesses hat.

d) Bolivien

In Bolivien ist der Dezentralisierungsprozeß über
Absichtserklärungen noch nicht hinausgekommen.
Im Gegensatz zu den anderen Ländern, wo die
Zentralregierungen die maßgeblichen Initiatoren
von Dezentralisierungsmaßnahmen waren, haben
in Bolivien Regierung und Parlament den Prozeß
bisher eher verschleppt. Entscheidend für die Auf­
rechterhaltung der Diskussion sind weiterhin die
Bürgerkomitees (Comitäs Cfvicos) einzelner De­
partamentos ,22 die seit vielen Jahren angesichts der
unzulänglichen Vermittlung lokaler oder regiona­
ler Entwicklungsimpulse durch die Zentralregie­
rung die Gewährung größerer regionaler Auto­
nomie, die Übertragung von Kompetenzen und
Ressourcen und die Einführung neuer politischer
Partizipations- und Repräsentationsmechanismen

21 Vgl. Baltasar Caravedo, El problema del descentra-
lismo, Lima 1988.
22 Vgl. Wilhelm Hofmeister, Staat und soziale Bewegun­
gen in Bolivien, in: Zeitschrift für Politik 34 (1987) 2, S. 5.



fordern. Vorgeschlagen wird in diesem Kontext
neuerdings23 die Wahl von Regionalparlamenten,
die die Regionalverwaltungen kontrollieren sowie
bei der Ernennung des Präfekten mitwirken sollen.
Vorläufig stehen aber Entscheidungen noch aus.

4. Auswertung der bisherigen Erfahrungen

Nach diesen Hinweisen auf Dezentralisierungspro­
zesse der vergangenen Jahre können, auch unter
Berücksichtigung anderer Erfahrungen ,24 und ob­
wohl es für abschließende Urteile noch zu früh ist,
einige allgemeinere Beobachtungen zur Charakte­
risierung der gegenwärtigen Prozesse formuliert
werden:

- Dezentralisierung hat in den meisten Fällen 
eine doppelte Zielsetzung: eine Stärkung der
Effizienz und Penetration des Staates in seiner
Gesamtheit (was nicht nur den Zentralstaat
meint) und eine Unterstützung der Demokrati­
sierungsprozesse. In keinem Land ist die De­
zentralisierung bisher so weit fortgeschritten,
daß diese im Grundsatz richtigen Erwartungen
bestätigt wären. Das birgt Gefahren für die
Aufrechterhaltung von Dezentralisierungsmaß­
nahmen.

- Dezentralisierungsmaßnahmen werden in der
Praxis häufig konzipiert als Reform oder Aus­
weitung bestehender politisch-administrativer
Strukturen, Funktionen oder Kompetenzen.
Noch fehlt es zuweilen an Vorstellungsvermö­
gen über grundsätzlich alternative Gestaltungs­
möglichkeiten.

- Die Frage nach einer grundlegenden Reform
der Staaten und ihrer Regierungssysteme muß 
im Zusammenhang mit der Dezentralisierung
erörtert werden. Zwar ist diese Frage in den 
Verfassungsdiskussionen der vergangenen 
Jahre in verschiedenen Ländern angesprochen
worden, doch besaßen die Konstituenten bis­
lang nirgendwo den Mut, sich auf eine grund­
sätzliche Reform des Staates, beispielsweise
durch die Aufnahme föderativer Elemente in
den bestehenden Einheitsstaaten oder die Re­
form der Bundesstaaten, einzulassen. Mittelfri­
stig denkbar erscheint zur Zeit eher eine all­
mähliche Reform der bestehenden Präsidialsy­
steme in Richtung Semipräsidentialismus und 
einer Ausweitung der Funktionen des Parla­
ments .
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3 Vgl. La Razön vom 8. März 1992.
24 Vgl. neben den Einzelbeiträgen in CLACSO (Anm. 13)
und D. Noblen (Anm. 7) insbes. D. Nolte, Procesos de des-
centralizaciön en America Latina: enfoque comparativo, in:
D. Noblen (Anm. 13), S. 73ff.
25 Zu dieser neben der Dezentralisierungsdebatte aus poli­
tikwissenschaftlicher Sicht derzeit wohl interessantesten Dis­
kussion in Lateinamerika vgl. D. Noblen/Aldo Solari

- Dort, wo die Konsequenzen von Dezentralisie­
rung nicht ausdiskutiert werden, besteht die
Gefahr sich widersprechender und kontrapro­
duktiver Maßnahmen. Das war bisher in den
meisten Ländern zu beobachten.

- Dezentralisierungsprozesse sind häufig „von
oben“, d.h. von einer kleinen politischen oder
auch technokratischen Elite konzipiert und ein­
geleitet worden. Dabei besteht nicht nur die
Gefahr, daß diese Eliten bei aller gutwilligen
Dezentralisierungsabsicht darauf achten,
eigene Machtpositionen nicht aus den Händen
zu geben, sondern auch, daß Vorschläge und
Maßnahmen weder von einer breiteren politi­
schen Klasse (z.B. den Parteien oder auch den
Parlamenten) noch von der betroffenen Bevöl­
kerung mit getragen werden.

- Dezentralisierung hat wahrscheinlich dort die
besten Chancen, wo Trägergruppen vorhanden
sind, die insbesondere hinsichtlich einer poli­
tisch-territorialen Dezentralisierung die Über­
tragung von Funktionen und Kompetenzen auf
die regionale Ebene vorantreiben und abstüt­
zen. Das ist ein Element, das z.B. für den De­
zentralisierungsprozeß in Bolivien förderlich
sein kann.

- Dezentralisierung ist zuweilen mit dem Nega­
tivimage belastet, Vorwand zu sein für die Re­
duzierung staatlicher Sozialleistungen, sei es
durch ihre Privatisierung oder durch ihre Über­
tragung auf dezentrale Einheiten. Tatsächlich
waren in vielen Ländern das Gesundheits- und
das Bildungswesen die Bereiche, in denen vor­
zugsweise Dezentralisierungsmaßnahmen er­
probt wurden .26 Das diente dann häufig nur
dazu, den Zentralstaat, zumal angesichts der
Wirtschaftskrise, von sozialpolitischen Ver­
pflichtungen zu entlasten; denn in der Regel 
wurden die dezentralen Einheiten (in den mei­
sten Fällen die Kommunen) nicht mit den Mit­
teln ausgestattet, um ihre neuen Aufgaben
sinnvoll wahmehmen zu können. Diese Vorge­
hensweise hat bei verschiedenen Gruppen
starke Vorbehalte gegen Dezentralisierung ge­
schürt.

- Die Finanzierungsfrage ist für den Erfolg von
Dezentralisierungsmaßnahmen zentral, wird
aber vielfach nur halbherzig aufgegriffen.

(Hrsg.), Reforma polftica y consolidaciön democrätica, Ca­
racas 1988; D. Nohlen/M. Femändez (Hrsg.), Presidenria-
lismo vs. parlamentarismo en America Latina, Caracas 1991.
26 Vgl. Dolores Rufiän, Descentralizaciön y desconcentra-
ciön de la polftica social. Anälisis de experiencias y recomen-
daciones, Santiago de Chile 1991; Anna Sojo, Lo regional, lo
communal y la descentralizaciön en Amärica Latina: Proble-
mas actuales de la polftica social selectiva, Santiago de Chile
1991.



Systeme des horizontalen Finanzausgleichs
oder die Schaffung der Möglichkeiten eines
eigenen Steueraufkommens für die Regionen
oder Kommunen gibt es häufig (noch) nicht, so 
daß die dezentralen Einheiten nach wie vor in
hohem Maße finanziell vom Zentralstaat ab- 
hängen und sich die Zentralregierungen ein
entscheidendes Mitspracherecht auch bei loka­
len oder regionalen Projekten reservieren.

- Die mangelhafte Verwaltungserfahrung und
Fachkenntnis des Personals dezentralisierter
Einheiten, besonders wenn es um die Aus­
übung neuer komplexer Funktionen beispiels­
weise im sozialpolitischen Bereich geht, ist
neben der Finanzierungsfrage ein weiteres
wichtiges Element, das die Effizienz bisheriger
Dezentralisierungsmaßnahmen einschränkt.
Dieser „menschliche Faktor“ darf in seiner Be­
deutung nicht unterschätzt werden, zumal ne­
ben der mangelnden Verwaltungserfahrung
häufig auch das Festhalten an traditionellen
Verhaltensweisen (Klientelismus, Korruption
etc.) die mit Dezentralisierung angestrebte
Effizienzsteigerung verhindern.

- Die Kommunen, die in vielen Ländern im Mit­
telpunkt von Dezentralisierungsmaßnahmen
standen und häufig mit zusätzlichen Aufgaben
befrachtet, aber nur unzureichend mit zusätzli­
chen Mitteln ausgestattet wurden, sind von den
problematischen Auswirkungen unzureichen­
der Dezentralisierungsmaßnahmen besonders
stark betroffen. Das aber verhindert nicht nur
die mit der Dezentralisierung angestrebte Er­
höhung der Effizienz staatlichen Handelns,
sondern kann auch zur Frustration von Partizi­
pationserwartungen auf der lokalen oder regio­
nalen Ebene beitragen. Für die Konsolidierung
der demokratischen Prozesse aber - eines der
großen Ziele der Dezentralisierung - kann sich
dies als verhängnisvoll erweisen.

- In keinem Fall kann man sich auf eine nur ad­
ministrative Dezentralisierung beschränken.
Dezentralisierungsmaßnahmen haben unver­
meidlich politisch brisante Implikationen - und
werden deshalb auch zum Teil nur halbherzig
verfolgt.

IV. Dezentralisierung
und das Verhältnis

zwischen Staat und Gesellschaft

Dezentralisierung in Lateinamerika, darauf ist be­
reits verwiesen worden, kann nicht bei einer Neu­

gestaltung der staatlichen Ordnung verharren,
sondern muß auch zu einer Neuordnung des Ver­
hältnisses zwischen Staat und Gesellschaft führen.
Vereinfacht ausgedrückt geht es darum, die Prädo­
minanz des Staates über die Gesellschaft zu bre­
chen; denn bisher ist der Staat „nicht nur der poli­
tische Ausdruck der Gesellschaft und der Macht,
die in ihr existiert, sondern er organisiert zudem
auch das Gesamt der ellschaft“2727 . Vom Staat
sind die entscheidenden Weichenstellungen und
Entwicklungsimpulse ausgegangen - bis hin zur
Organisation der gesellschaftlichen Gruppen und
Sektoren.
Dennoch hat sich das Verhältnis Staat - Gesell­
schaft mit großer Komplexität entwickelt. Das
hängt damit zusammen, daß die Konflikte und
Verteilungskämpfe innerhalb der Gesellschaft den
Staat unmittelbar berührten, weil dieser sowohl in
seiner Funktion als dominierender Wirtschafts­
agent als auch wegen seiner Vereinnahmung durch
die „neopatrimonialistische“ (Mansilla) Machtelite
unmittelbar in die sozialen Konflikte einbezogen
war. Als Ausweg zur Konfliktvermeidung erschien
lange Zeit nur die Ausweitung der Kapazität des
Staates zur Inkorporation neu aufkeimender sozia­
ler Interessen. Diese Logik aber führte in die 
Sackgasse.

Als Ausweg erscheint nun die Neufassung der Par­
tizipationsmechanismen über neue institutionelle
Kanäle, die einerseits den sozialen Konflikt
steuern und andererseits Zugang zu staatlichen
oder öffentlichen Instanzen schaffen. Der politi­
schen Dezentralisierung kommt in diesem Kontext
eine spezielle Bedeutung zu. Dabei geht es um
zweierlei: Einerseits muß die Institutionalisierung
von Partizipationsmechanismen, die auf regionaler
oder lokaler Ebene in der Regel noch recht unvoll­
ständig sind, durchgesetzt werden. Andererseits ist
in Rechnung zu stellen, daß sich die soziale oder
politische Basis häufig auf regionaler oder lokaler
Ebene selbst noch im Prozeß der Konstituierung
befindet; Boisier hat daraus die Forderung erho­
ben, die politisch-territoriale Dezentralisierung zu 
nutzen, um „die Regionen politisch zu u­
ieren“28. E
28

r betrachtet das als einen Neuansatz der
Verteilung der politischen Macht in der Gesell­
schaft, „als eine Art neuer esellschaftsvertrag1
zwischen Staat und Gesellschaft“.

Gewiß kann man den Empfehlungen von Boisier
beipflichten. Und in den vergangenen Jahren ha­
ben sich gerade auf lokaler Ebene mit der Stär­
kung der Kommunen in vielen Ländern Entwick-

27 Enzo Faletto, La espedficidad del Estado en America
Latina, in: Revista de la CEPAL, 38 (1989), S. 79. Zu dem
immer wieder neu erörterten Thema Staat - Gesellschaft vgl.
Julio Cotler (Hrsg.), Estrategias para el desarrollo de la de-
mocracia en Peru y Amörica Latina, Lima 1990.
28 S. Boisier (Anm. 13), S. 147.



lungen vollzogen, die über die bloße Übertragung
von Planungsfunktionen oder von sozialen Dienst­
leistungen auf die Gemeinden hinausgehen .29 Die 
Kommunen haben vielfach eine Stärkung der
Selbstverwaltung und auch der örtlichen Partizipa­
tionsmechanismen erfahren. Das kann der Anfang 
einer politischen Dezentralisierung werden. Doch 
bis zu dem von Boisier erhofften neuen Gesell­
schaftsvertrag und der gründlichen Wandlung des 
Verhältnisses zwischen Staat und Gesellschaft ist
noch ein weiter Weg.

V. Dezentralisierung - eine
entwicklungspolitische Alternative?

Lateinamerika hat 500 Jahre nach Kolumbus zwei
große Probleme zu lösen: die Konsolidierung der
gerade wieder zurückgewonnenen Demokratien
als Grundlage für die Verwirklichung von Freiheit
und Menschenrechten und die Überwindung der
Wirtschafts- und vor allem sozialen Krise zur Si­
cherung eines menschenwürdigen Lebens für die
Masse der Bevölkerung. Es ist das aber ein 
Thema, das in den vergangenen Jahrzehnten mit
Regelmäßigkeit und unter sich wandelndem Blick­
winkel behandelt wurde .

D

30

ie Überwindung des staatlichen Zentralismus
durch Dezentralisierung erscheint mittlerweile als
eines der Instrumente zur Lösung der Entwick­
lungsprobleme. Doch die Fortschritte hinsichtlich
der administrativen und vor allem auch politischen

29 Vgl. die Bestandsaufnahme in Jordi Borja et al., Des-
centralizaciön y democracia. Gobiemos locales en America
Latina, Santiago 1989; s. a. Detlev Nolte, Gobiemos locales y
participaciö poh'tica en America Latina: procesos de descen-
tralizaciön y cambios electorales, Hamburg 1991 (mimeo).
30 Vgl. Manfred Mols, Demokratie in Lateinamerika,
Stuttgart u. a. 1985.

Dezentralisierung wurden noch nicht so weit vor­
angetrieben, um daraus endgültige Schlußfolge­
rungen über das Entwicklungspotential von De­
zentralisierungsmaßnahmen ziehen zu können.
Das hängt mit dem Beharrungsvermögen der zen­
tralistischen Traditionen31 zusammen, die sich in
staatlichen Strukturen sowie in den Einstellungen
vieler Entscheidungsträger wiederfinden, aber
auch mit der mangelnden Erfahrung im Umgang 
mit diesem Instrument. Die Hoffnung, daß Dezen­
tralisierung gleichwohl ein vernünftiger Entwick­
lungsbeitrag sein kann, stützt sich noch sehr auf
allgemeine Überlegungen über die Gestaltung
staatlicher Ordnung, die sich natürlich überwie­
gend aus dem westlichen Vorbild speisen, aber
mittlerweile doch auch in Lateinamerika stark rezi­
piert werden .32 Deshalb dürften mittelfristig die
Dezentralisierungsmaßnahmen eher noch zuneh­
men - und sollten von der Entwicklungszusam­
menarbeit unbedingt unterstützt werden .33 Sergio
Boisier hat die mit diesem Konzept verbundene
Absicht gut zusammengefaßt: „Dezentralisierung:
ein Zeitzeichen, ein neues Vertragsverhältnis zwi­
schen Staat und Gesellschaft, ein Fundament für
einige soziale Utopien, aber in einem unmittelba­
ren Sinn, ein Mittel für politische Aktion, das ent-
mystifiziert, neubewertet, geklärt und in den
Dienst einer wahren Demokratie gestellt werden
muß. Das wird nur möglich sein über eine Dialek­
tik zwischen Staat und Gesellschaft.“

3

34

1 Vgl. C. Wliz (Anm. 1), S. 303.
32 Vgl. H. F. Illy/K. Schimitzek (Anm. 13); D. Rondinelli/
J. S. Mc Cullough/R. W. Johnson (Anm. 13); J. Borja
(Anm. 18). Niemand vertritt dabei übrigens die Auffassung,
Dezentralisierung sei „Allheilmittel“ für alle Entwicklungs­
probleme, wie C. A. de Mattos (Anm. 13) etwas polemisch
unterstellt.
33 In diesem Sinne fördert die Konrad-Adenauer-Stiftung
ein Pilotprojekt zur Ausbildung von Angestellten der dezen­
tralisierten Verwaltung in Chile, das vom Autor betreut
wird.
34 S. Boisier (Anm. 15), S. 40.



Barbara A. Fliess

Wirtschaftliche Probleme und Chancen
für Lateinamerika

Während in Argentinien, Brasilien, Cjhile und eini­
gen anderen Ländern die Militärregierungen zu­
rückgetreten sind und demokratische Institutionen
aufgebaut werden, hat Lateinamerika auch hin­
sichtlich seiner wirtschaftlichen Entwicklung einen
wichtigen Wendepunkt erreicht. Nach einem Jahr­
zehnt des finanzpolitischen Krisenmanagements
haben die meisten Wirtschaften wieder Schwung.
Interne Wirtschaftsreformen sowie eine weitge­
hende Verbesserung des Investitionsklimas geben
der Region derzeit die besten wirtschaftlichen
Aussichten seit Jahren. Auf dem Gebiet der
Außenwirtschaftsbeziehungen wächst insbeson­
dere die Rolle der Vereinigten Staaten in einem
globalen Wirtschaftssystem, das von einem schär­
feren Wettbewerb bei der Suche nach Absatz­
märkten und Kapitalersparnissen gekennzeichnet
ist.

I. Zur Position Lateinamerikas
in der Weltwirtschaft

Das Bruttosozialprodukt Lateinamerikas (ein­
schließlich der Karibik) belief sich 1990 auf etwa
940 Mrd. US-Dollar, bei einer Bevölkerung von
rund 450 Mio. Obwohl die Region damit vor Ost­
europa und Afrika liegt, sind die meisten Länder
Lateinamerikas als relativ arm einzustufen. Hinter
dieser Durchschnittszahl verbergen sich erhebliche
Unterschiede zwischen Ländern wie Bolivien,
Guayana, Haiti und Peru, die zu den ärmsten Ent­
wicklungsländern gehören, und Brasilien, Argenti­
nien, Mexiko und Kolumbien als den vier großen
Regionalmächten und wirtschaftlichen Schwellen-
ländem der Region mit einem fortgeschrittenen
Stand der Industrialisierung sowie vergleichsweise 
hohen Pro-Kopf-Einkommen.

Bis Ende der siebziger Jahre konnten die Wirt­
schaften der Region mit einer Durchschnittsrate
von 5,9 Prozent ein hohes Wirtschaftswachstum er­
zielen (vgl. Tabelle 1). Mit Beginn der achtziger
Jahre kam es jedoch zu einer schweren Wirt­
schaftskrise, von der sich die meisten Länder der
Region erst heute zu erholen beginnen. Als Resul­
tat dieser Entwicklung hat sich der Lebensstandard
bei wachsender Bevölkerung verschlechtert. Mit

einer durchschnittlichen Höhe von 1948 US-Dol­
lar liegt das Bruttosozialprodukt pro Kopf der Be­
völkerung heute unter dem Niveau vor Beginn der
achtziger Jahre.

Vergleicht man Lateinamerika mit anderen Regio­
nen, so fällt vor allem die schwache Außen­
handelsintensität auf. Auf die Region entfallen nur
3,9 Prozent des Weltexports bzw. 15 Prozent der
Ausfuhren der Entwicklungsländer. Wie aus Ta­
belle 2 ersichtlich ist, konzentrieren sich die Han­
delsbeziehungen Lateinamerikas auf die Industrie­
länder; dieser Trend hat sich in den letzten Jahren
wieder verstärkt. Die Vereinigten Staaten sind der
bei weitem wichtigste Exportmarkt für praktisch
alle lateinamerikanischen Länder und haben diese
Position in den achtziger Jahren noch ausgebaut.
Umgekehrt ist als Absatzmarkt für die Vereinigten
Staaten die Region jedoch weniger wichtig. Im Un­
terschied zum nördlichen Nachbarn hat Latein­
amerika seine insgesamt schwächeren Handelsver­
bindungen mit Westeuropa nicht weiterentwickeln
können. Von den EG-Ländem haben Spanien,
Frankreich, Italien und vor allem die Bundesrepu­
blik besonders enge Wirtschaftsbeziehungen mit
der Region. Brasilien, Argentinien, Mexiko, Ko­
lumbien, Chile und Venezuela sind die wichtigsten
Handelspartner der EG. Japan hingegen spielt im
Außenhandel Lateinamerikas eine untergeordnete
Rolle,

Aber selbst untereinander verbindet die latein­
amerikanischen Wirtschaften nur ein schwacher
Handelsaustausch. Im Vergleich zum Binnenhan­
del in der EG, der sich 1989 auf 640 Mrd. US-Dol­
lar belief, erreichte der intraregionale Handel La­
teinamerikas trotz dessen größerer Bevölkerung
(450 Mio.) nur 294 Mrd. US-Dollar. Die Gründe
hierfür liegen teils im Fehlen von komplementären
Produktionsstrukturen der einzelnen Länder, teils
aber auch in den politischen Konflikten der Länder
untereinander. Ideologische Differenzen und Gue­
rillakriege trugen dazu bei, daß sich der Handel,
insbesondere unter den zentralamerikanischen
Ländern, im Laufe der achtziger Jahre um etwa die 
Hälfte verringerte.

Stärker noch als im Handel ist die außenwirtschaft­
liche Verflechtung und Abhängigkeit Lateinameri­
kas im finanzpolitischen Bereich. Der leichte Zu­
gang zu den internationalen Kreditmärkten führte



Tabelle 1: Reale Wachstumsraten (durchschnittlich und in Prozent)

1971-1980 1981-1987 1988 1989 1990 1991

Lateinamerika 5,9 1.4 0,1 0,5 —0,8 2,7
davon: Argentinien 2,5 -1,1 -3,5 -5,8 -0,7 5,0

Brasilien 8,6 2,5 -1,0 2,5 -5,1 0,0
Mexiko 6,7 0,9 1,6 3,4 4,1 4,8
Venezuela 5,9 1,4 0,1 0,5 —0,8 2,7

Quelle: Inter-American Development Bank, 1991 Annual Report, Washington 1992, S. 2.

Tabelle 2: Bestimmungsraum der Exporte Lateinamerikas (als Prozent des Gesamtexports)

1970 1980 1987 1988 1989 1990

Industrieländern 74 64 63 69 69 70
davon: USA 32 32 34 36 37 38

EG (10) 26 22 19 22 22 22
Japan 5 4 5 6 5 6

Entwicklungsländer 19 27 21 23 23 21
Lateinamerika 17 21 14 14 15 14

Quelle: Eurostat, Extemal Trade Statistical Yearbook, 1958-1990, Series 6A, Brüssel 1991, S. 135.

in den siebziger Jahren dazu, daß sich die Region
zunehmend an das Ausland, insbesondere gegen­
über Privatbanken in den USA, verschuldete. Mit
Beginn der achtziger Jahre kam es zu Zahlungs­
schwierigkeiten, einer Reduzierung der externen
Kapitalversorgung und damit zu einer schweren 
internen Finanzkrise. Von den 15 größten Schuld­
nerländern der Welt befinden sich 10 in Latein­
amerika. Von den größeren lateinamerikanischen
Volkswirtschaften blieb lediglich Kolumbien von
der Krise verschont. Während die Region zur Fi­
nanzierung ihres Entwicklungsprozesses eigentlich 
Kapital aus den Industrieländern hätte importie­
ren sollen, gab es aufgrund der Schuldenlast zwi­
schen den Jahren 1983 und 1990 einen massiven 
Kapitaltransfer in die Industrieländer.

II. Ursachen der Wachstumskrise
in den achtziger Jahren

1. Die binnenmarktorientierte
Entwicklungsstrategie der Nachkriegszeit

Nach dem Zweiten Weltkrieg verfolgten Regierun­
gen in der Region eine stark binnenmarkt­
orientierte Entwicklungsstrategie. Um die traditio­
nell von der Produktion und dem Export von Roh­
stoff- und Agrargütern dominierten Wirtschaften
(Öl in Venezuela, Ecuador, Mexiko, Kupfer in
Chile, Eisenerz in Brasilien, Kaffee in Brasililen
und Kolumbien) durch den Aufbau eines eigenen

verarbeitenden Gewerbes zu diversifizieren, wur­
den die einheimischen Märkte gegenüber billige­
ren ausländischen Industriegütereinfuhren abge­
schottet. Diese Entwicklungsstrategie bewirkte
eine rasche, durch staatliche Interventionen ge­
lenkte Industrialisierung .1 Dadurch gelang es ins­
besondere Argentinien, Brasilien, Kolumbien und
anderen größeren Ländern, die Exportleistung bei
Industriegütern (vor allem Fahrzeuge, Stahl und
Produkte des Maschinenbaus) beachtlich zu stei­
gern. Im Unterschied zur Mitte der sechziger
Jahre, als Primärprodukte 58 Prozent und Indu­
striewaren nur 12 Prozent der Exporte Lateiname­
rikas ausmachten, belief sich ihr Anteil Mitte der
achtziger Jahre auf 41 bzw. 31 Prozent .2 Brasilien
und Mexiko liefern zum Beispiel einen Großteil
der Gesamtausfuhren der Entwicklungsländer an
Fahrzeugen.

Den Erfolgen dieser Industrialisierungsstrategie
sind jedoch Defizite gegenüberzustellen. Der Ex­
pansionsschub der sechziger und siebziger Jahre
wurde durch eine wachsende externe Verschul­
dung bzw. inflationäre Geldpolitik finanziert. Aus­
landskredite wurden für die Beschaffung von Rü­
stungsgütern verwendet. Mangelhafte Planung

1 Zu Fallstudien dieses Industrialisierungsprozesses in Bra­
silien, Mexiko und Argentinien im Vergleich zu Entwick­
lungsprozessen der Schwellenländer Ostasiens siehe Gary
Gereffi/Donald L. Wyman, Manufacturing Miracles: Paths
of Industrialization in Latin America and East Asia, Prince-
ton, N.J. 1990.
2 Vgl. Inter-American Development Bank, Economic and

» Social Progress in Latin America, 1990 Report, Washington
D.C. 1990, S.6.



Tabelle 3: Ausstehende Verbindlichkeiten1 an das Ausland (in Mrd. US-Dollar)

1981 1982 1984 1986 1988 1990

Lateinamerika 297 334 378 411 429 432
davon: Argentinien 36 44 49 52 . 59 61

Brasilien 81 93 105 114 116 116
Mexiko 78 86 95 101 101 97
Venezuela 32 ' 32 37 34 35 33

1 Summe von langfristigen und kurzfristigen externen Schulden einschließlich Zinsleistungsverzüge sowie Kredite des Inter­
nationalen Währungsfonds.
Quelle: World Bank, World Debt Tables, 1990-92; Schätzungen der Inter-American Development Bank.

führte oft zu ambitiösen, aber unzureichend pro­
duktiven Industrieinvestitionen, während der Staat
in die ländliche Entwicklung, in die Ausbildung
und in die Gesundheitsversorgung für die rapide
wachsenden städtischen Ballungszentren zu wenig
investierte3 Im sozialen Bereich kam es zu einer
ausgeprägt ungleichen Einkommens- und Vermö­
gensverteilung und einem damit verbundenen
Mangel an nationaler Solidarität.

2. Die Verschuldungskrise der achtziger Jahre

Der Rückgang der Rohstoffpreise, steigende Zin­
sen und nicht zuletzt die Rezession in den Indu­
strieländern lösten zu Beginn der achtziger Jahre
in den hochverschuldeten Ländern Lateinamerikas
eine akute Finanzkrise aus. Um sich weitere Finan­
zierungsmittel sichern zu können, sahen sich die
einzelnen Regierungen gezwungen, wirtschaftspo­
litische Stabilisierungsprogramme durchzuführen.

Die achtziger Jahre sind zu Recht als ein „verlore­
nes Jahrzehnt“ für die wirtschaftliche und soziale
Entwicklung der Region anzusehen. Einkommen
und Beschäftigung gingen zurück. Bereits vorher
chronisch hohe Inflationsraten beschleunigten sich
weiter und erreichten 1990 für die Region insge­
samt eine Rekordhöhe von 700 Prozent, für Brasi­
lien und Argentinien sogar mehr als 3 000 und für
Peru und Nicaragua mehr als 7 000 Prozent. Da na­
tionale Ersparnisse dem Schuldendienst dienen
mußten, wurde die Investitionspolitik vernachläs­
sigt. Dies traf im Außenbereich mit einer drasti­
schen Einschränkung der Einfuhren und Förde­
rung von Exporten zusammen, mit deren Hilfe die
Regierungen Handelsbilanzüberschüsse erwirt­
schaften wollten.

Die wiederholten Umschuldungsverhandlungen
zwischen Banken und Schuldnerländern verzöger­
ten jedoch nur die Lösung dieses Problems. Die

3 Vgl. Miguel Urrutia, Twenty-Five Years of Economic
Growth, 1960-1985, in: Miguel Urrutia (Hrsg.), Long-term
trends in Latin American Economic Development, Inter-
American Development Bank, Washington D.C. 1991,
S. 23-80.

Banken wollten keine Neukredite vergeben, wäh­
rend die Schuldnerländer allein mit ihren Export­
überschüssen den Schuldendienst nicht zu gewähr­
leisten vermochten. Ein Durchbruch erfolgte erst
mit dem sogenannten „Brady Plan“ von 1989. Mit
dieser Initiative akzeptierte die amerikanische Re­
gierung die Notwendigkeit einer effektiven Redu­
zierung der Schulden als Voraussetzung einer Wirt­
schaftserholung der Region und begann, auf die 
Privatbanken im eigenen Land in diese Richtung
Druck auszuüben. Seit 1990 haben Mexiko, Costa
Rica, Venezuela und Uruguay mit ihren jeweiligen
Gläubigerbanken entsprechende Abkommen ge­
schlossen. Wichtige Abkommen zur Reduzierung
ausstehender Regierungskredite werden inzwi­
schen auch durch den sogenannten Pariser Klub der
wichtigsten Gläubigerländer ausgehandelt.

Bisher ist es jedoch nicht gelungen, den Schulden­
berg abzutragen (vgl. Tabelle 3). Mit Auslandsob­
ligationen, die sich für die Region insgesamt auf
rund 430 Mrd. US-Dollar belaufen, hat sich die ex­
terne Verschuldungsquote zu Beginn der neunzi­
ger Jahre gerade zu stabilisieren begonnen. Geän­
dert hat sich vor allem die Schuldenstruktur, denn
neue Kredite von öffentlichen Institutionen wie
Weltbank und Internationaler Währungsfonds ha­
ben die sich zurückziehenden ausländischen Pri­
vatbanken als Gläubiger ersetzt. Zwölf Länder
sind mit rund 26 Mrd. US-Dollar bei ihrer Schul­
dentilgung in Verzug. Diese beläuft sich immer
noch auf durchschnittlich 30 Prozent der Exporter­
löse und bleibt insbesondere für die ärmeren
Volkswirtschaften in Zentralamerika eine schwere 
Belastung.

III. Zum Stand des internen
Anpassungsprozesses

Die Unterbrechung der externen Kapitalversor­
gung erforderte nicht nur finanzpolitische Stabili­
sierungsmaßnahmen, sondern löste auch ein gene-



Tabelle 4: Bruttoinvestitionen (durchschnittliche Jahreszunahme in Prozent)

1971-1980 1981-1989

Lateinamerika 7,3 - 3,2
davon: Argentinien 3,7 -11,5

Brasilien 9,5 - 1,3
Mexiko 8,6 - 3,6
Venezuela 4,6 - 7,0

Quelle: Inter-American Development Bank (Anm. 2), S. 267.

relles Überdenken der bisherigen Entwicklungs­
strategie aus. Es gibt heute einen bemerkenswert
breiten Konsensus unter den meisten Regierungen
Lateinamerikas hinsichtlich der Notwendigkeit,
sich wirtschaftspolitisch am freien Wettbewerb und
an der Stärkung des Privatsektors auszurichten.

1. Reduzierung der Rolle des Staates

Eine Konsequenz früherer Entwicklungspolitik
war, daß der Staat seine Rolle in der Wirtschaft
ausweitete. Dies ist aus den öffentlichen Ausgaben
ersichtlich, die zwischen 1970 und 1982 in Mexiko
von 22 auf 46 Prozent des Bruttosozialprodukts, in
Peru von 24 auf 60 Prozent und in Argentinien und
Venezuela noch stärker stiegen .4 Da die Einnah­
men des Staates damit nicht Schritt halten konnten,
kam es zu steigenden Haushaltsdefiziten, die in den
achtziger Jahren schließlich nicht mehr finanziert
werden konnten.

Mit der Wende zu einer restriktiven Finanzpolitik
haben die Regierungen beachtliche Anstrengungen
unternommen, die öffentlichen Ausgaben zu kür­
zen, die Einnahmenstruktur zu verbessern und den
öffentlichen Sektor zu verkleinern. Eine wachsende
Anzahl von Regierungen ist dazu übergegangen,
staatliche Betriebe zu privatisieren. Mexiko hat die 
Hälfte seiner Staatsunternehmen bereits in Privat­
eigentum überführt, einschließlich der Telephonge­
sellschaft, Stahlindustrie, Hotelketten und Versi­
cherungen. Auch die 1982 verstaatlichten Banken
werden reprivatisiert. Argentinien hat seine Tele­
phon- und Fluggesellschaften sowie die Rechte zur
Erhebung von Nutzungsgebühren für wichtige Stra­
ßen veräußert; es will außerdem die staatliche Ölge­
sellschaft verkleinern. Selbst Brasilien hat nach
einigen schweren Anläufen begonnen, öffentliche
Unternehmen in der Stahlbranche zu veräußern
und den Wettbewerb auf dem Petroleummarkt
durch Privatisierung von Teilbereichen wie Trans­
port, Verarbeitung und Import zu stärken. Die
Fortschritte sind in den einzelnen Ländern unter­
schiedlich, zumal die eigenen Kapitalmärkte
schwach entwickelt sind und nationalistische Bewe­
gungen immer noch einen starken Einfluß ausüben.

4 Vgl. Shahid Husain, Reviving Growth in Latin America,
in: Finance and Development, 26 (1989) 2, S. 2f.

Diese Veräußerungen haben beträchtliche Einspa­
rungen bei den staatlichen Ausgaben bewirkt und
zur weitgehenden Sanierung der strukturellen
Haushaltsdefizite beigetragen. Damit wird Spiel­
raum geschaffen, um öffentliche Mittel verstärkt
zur Verbesserung der sozialen Lebensumstände
einzusetzen. Denn aufgrund wachsender Arbeits­
losigkeit bzw. Unterbeschäftigung, bei sinkenden
Reallöhnen und reduzierten staatlichen Soziallei­
stungen, ist der Anteil der in extremer Armut le­
benden Bevölkerung seit 1980 gestiegen. Lebten
1980 rund 112 Mio. Lateinamerikaner (35 Prozent
der Haushalte) der Arm5 utsgrenze, stieg
diese Zahl bis 1986 auf 164 Mio. (38 Prozent der
Haushalte)5.
Aus gesamtwirtschaftlicher Sicht ist davon auszuge­
hen, daß Privatisierung und andere Maßnahmen
zur Stärkung des Privatsektors zu einer höheren
Produktivität, niedrigeren Kosten und nicht zuletzt
zu besseren Dienstleistungen führen und damit zur
Wettbewerbsfähigkeit der Region in der Weltwirt­
schaft beitragen. Dies setzt jedoch eine weitere
Verbesserung des Investitionsklimas für in- und
ausländisches Privatkapital voraus.

Die Notwendigkeit vergangener Jahre, die Inlands­
ersparnisse für den Schuldendienst zu verwenden,
hat einen enormen Nachholbedarf im Investitions­
bereich zur Folge. Die Investitionsdynamik ließ in
den achtziger Jahren so stark nach, daß die Investi­
tionsquote (Anteil der Investitionen am Bruttoin­
landsprodukt) für die gesamte Region von 22 auf
14 Prozent sank .6 Während die Bruttoinvestitionen
in den siebziger Jahren um jährlich 7,3 Prozent Zu­
nahmen, fielen sie im Zeitraum 1981 bis 1989 um 
3,2 Prozent, in einzelnen Ländern wie Argentinien
sogar noch stärker (vgl. Tabelle 4). Die wirtschaft­
liche Lage wurde ferner dadurch erschwert, daß die 
politischen und wirtschaftlichen Unsicherheiten der
achtziger Jahre viele lateinamerikanische Bürger
veranlaßte, ihr Vermögen ins Ausland zu trans­
ferieren. Diese Kapitalflucht hat die Region

5 Vgl. Inter-American Development Bank (Anm. 2),
S. 25-28.
6 Vgl. ebd., S. 267, Tabelle B-5.



um schätzungsweise 100 bis 300 Mrd. US-Dollar
ärmer gemacht .7

2. Öffnung der Märkte für Handel
und Investitionen

Die Erwirtschaftung ansehnlicher Handelsbilanz­
überschüsse zur externen Devisenbeschaffung ist
bisher weitaus mehr durch die Drosselung der
Importe erfolgt als durch eine Steigerung der Ex­
porte. Wies Lateinamerika 1981 ein Handels­
bilanzdefizit von 6 Mrd. US-Dollar auf, so erwirt­
schaftete die Region in den darauffolgenden Jah­
ren einen beständigen Exportüberschuß, der sich
1990 auf 26 Mrd. US-Dollar belief. Während sich
die Exporte von 100 Mrd. US-Dollar im Jahr 1981
zunächst auf 79 Mrd. US-Dollar im Jahr 1986 ver­
ringerten und in den folgenden Jahren auf
126 Mrd. US-Dollar im Jahr 1990 wieder anstie- 
gen, fielen die Importe zwischen 1981 und 1986
von 105 Mrd. auf 63 Mrd. US-Dollar und erreich­
ten 1990 gerade den Wert von 8. Da8 sich die
Einfuhren vorwiegend aus Kapitalgütem und zur
Industrieproduktion erforderlichen Rohstoffen
und Zwischenprodukten zusammensetzen, ist
durch ihre Drosselung jedoch der Industriesektor
geschwächt worden.

Die Bemühungen um eine Ankurbelung der Inve­
stitionen, die für Wiederaufbau und Modernisie­
rung einer vernachlässigten industriellen Infra­
struktur unerläßlich sind, haben in den letzten
Jahren das Bewußtsein für Maßnahmen der Libe­
ralisierung von Handel und Investitionen gestärkt.
Mexiko hat in den letzten sieben Jahren seine
Zölle drastisch reduziert; Argentinien hat seine
Zölle in den letzten zwei Jahren von durchschnitt­
lich 40 auf unter 10 Prozent gesenkt und andere
Importbeschränkungen abgebaut; Brasilien hat so­
gar seinen geschützten Computermarkt für auslän­
dische Anbieter zugänglicher gemacht.

Seitdem ausländische Privatbanken kaum noch 
langfristige Kredite vergeben, ist die Förderung
von ausländischen Direktinvestitionen zu einem
wichtigen Bestandteil der langfristigen Strategie
der wirtschaftlichen Entwicklung der Region ge­
worden. Hatten politische Instabilitäten und eine
intensive, oft von nationalistischen Vorbehalten
gegen eine mögliche Gefährdung der politischen 
Souveränität durch ausländische Interessen ge­
prägte staatliche Lenkung von Produktion und
Handel bereits vor den achtziger Jahren das Inve-

7 Vgl. Glennon J. Harrison, Capital Flight and highly
indebted countries: An Analytical Survey of the Literature,
Congressional Research Service, Library of Congress,
Washington D.C. 1991.
8 Vgl. International Monetary Fund, World Economic
Outlook, April 1987, S. 157, May 1991, S. 169, Washington
D.C.

stitionsrisiko erhöht, wurde Lateinamerika nach 
Ausbruch der Verschuldungskrise für ausländische
Investoren nun vollends uninteressant. Hingegen
konnten die Schwellenländer Asiens sowie Portu­
gal und Spanien zwischen 1984 und 1989 jeweils 
ihre Direktinvestitionen aus dem Ausland verdop­
peln .9 In den letzten Jahren haben fast alle Länder
ihre Investitionsbeschränkungen bzw. -auflagen 
(Exportauflagen, Mindestanteil an heimischen 
Vorprodukten) gelockert, um ausländischen Inve­
storen zusätzliche Anreize zu geben.

Zur Verbesserung der Finanzlage Lateinamerikas
bedarf es aber mehr als nur der Liberalisierung der
eigenen Märkte. Erforderlich ist ferner ein verbes­
serter Zugang zu den Märkten der Industrieländer,
auf denen Importrestriktionen in Bereichen wie
Textil und Bekleidung, Lederwaren, Schuhe, Stahl
und bei vielen Agrarprodukten der Ausnutzung
der regionalen Wettbewerbsvorteile im Wege ste­
hen. Es ist deshalb für diese Länder besonders
wichtig, daß im Rahmen der laufenden Uruguay-
Runde über Handelsliberalisierungsverhandlun­
gen endlich konkrete Schritte erfolgen.

Der Wirtschaftsaufschwung von 1991 bestätigt,
daß die internen Korrekturen sich auszahlen und
neue Investitionszuversicht schaffen. Chile und
Mexiko haben die weitgehendsten und bislang er­
folgreichsten Liberalisierungsmaßnahmen unter­
nommen. Argentinien und Brasilien müssen vor
allem bei der Inflationsbekämpfung noch größere
Erfolge erzielen. Die Inflationsrate für die gesamte
Region sank im vergangenen Jahr bereits auf rund
200 Prozent und könnte in diesem Jahr eine zwei­
stellige Ziffer erreichen. Die Börsenkurse in Ar­
gentinien, Chile, Mexiko und Venezuela sind in
den letzten drei Jahren stark gestiegen. Die Mög­
lichkeiten ausländischer Unternehmen, sich an der
Privatisierung von staatlichen Unternehmen zu be­
teiligen, und die Öffnung zum Weltmarkt ziehen
wieder vermehrt Investitionskapital aus den Indu­
strieländern an. Betrug der Zufluß ausländischer
Direktinvestitionen noch 1989 weniger als 5 Mrd. 
US-Dollar, so belief er sich 1991 bereits auf rund
14 Mrd.10. Der Gesamtwert der amerikanischen
Direktinvestitionen beispielsweise hat sich von 
36,8 Mrd. US-Dollar im Jahr 1986 auf 72,5 Mrd. 
im Jahr 1990 verdoppelt, wovon Mexiko am mei­
sten profitieren konnte .11 Die Kapitalflucht der
achtziger Jahre scheint sich ebenfalls umzukehren.
Nach Jahren des Kapitalabzugs war Lateinamerika

9 Vgl. Fostering Foreign Direct Investment in Latin
America, Institute of International Finance, Washington
D.C., Juli 1990, S.lf.
10 Vgl. Latin Economic Reform Spurs Direct Investment,
in: Journal of Commerce vom 21. Februar 1992, S. 1A.
11 Vgl. Walt Schaffer, Enterprise for the Americas
Initiative Offers New Trade, Investment Opportunities, in:
Business America vom 23. März 1992, S. 2f.



im vergangenen Jahr wieder ein Nettokapital­
importeur .

F

12

ür die Wirtschaftserholung der Region ausschlag­
gebend sind jedoch die weltwirtschaftlichen Rah­
menbedingungen, die die Industrieländer in der
Hand haben. Hier zeigen die Entwicklungen der
letzten Jahre, daß der Spielraum für Wachstums­
impulse von außen nicht sehr groß ist.

IV. Neue Entwicklungen in den
Außenwirtschaftsbeziehungen

1. Probleme auf dem Weltmarkt

Das Kreditrisiko bleibt ein Hindernis beim Zugang
zu den internationalen Finanzmärkten. Doch hat
sich zusätzlich seit Beginn der neunziger Jahre die 
globale Konkurrenz im Handel und bei der Kapi­
talversorgung verschärft. So sind die Vereinigten
Staaten für die Bewältigung ihrer externen und in­
ternen Wirtschaftsungleichgewichte selbst auf die 
internationalen Handels- und Kapitalmärkte ange­
wiesen und haben für finanzpolitische Hilfeleistun­
gen kaum noch Spielraum. Die Verwirklichung des 
EG-Binnenmarktes bindet Ressourcen in Westeu­
ropa, und die Investitionsbedürfnisse in den osteu­
ropäischen Wirtschaften steigern zusätzlich die
Nachfrage nach verfügbarem Kapital. Unterdessen
steigt in den lateinamerikanischen Ländern zwar
der Wille zu Handelsliberalisierungsmaßnahmen,
aber die Erschließung von neuen Handelsverbin­
dungen ist schwierig. Die Exportaussichten wer­
den durch das niedrige Wirtschaftswachstum in
den Industrieländern, durch niedrige Rohstoff­
preise und nicht zuletzt durch den noch offenen
Ausgang der Verhandlungen über eine Handelsli­
beralisierung im GATT (Allgemeines Zoll- und
Handelsabkommen) in Frage gestellt. Diese Unsi­
cherheitsfaktoren haben bewirkt, daß das Inter­
esse an einer Vertiefung der Außenwirtschaftsbe­
ziehungen insbesondere zu den Vereinigten Staa­
ten (als dem wichtigsten Wirtschaftspartner) sowie
an einer stärkeren regionalen Integration erheblich
gestiegen ist und seit 1990 konkrete Schritte in 
diese Richtung unternommen wurden.

2. Ansätze zur regionalen Handelsintegration

Bereits in den sechziger und siebziger Jahren expe­
rimentierten lateinamerikanische Regierungen mit
wirtschaftlichen Integrationsprogrammen (LAFTA,.
Andean Pact, Central American Common Mar­
ket). Obwohl viele nationale Märkte für effiziente

12 Vgl. Optimism Spreads as Inflation Falls in Latin
America, in: Washington Post vom 13. Januar 1992, S. A10.

Industrieproduktionen zu klein sind, fehlte bei die­
sen Vorhaben der politische Wille, die mit einer
Rationalisierung auf regionaler Ebene verbunde­
nen Anpassungen nationaler Produktionsstruktu­
ren durchzusetzen. Insbesondere die größeren
Länder befürchteten, daß ihre zukünftige indu­
strielle Entwicklung nicht durch Eigenanstrengun­
gen, sondern durch die politische Notwendigkeit
einer Verteilung von Wachstumsgewinnen unter
den teilnehmenden Wirtschaftspartnem bestimmt
würden. Dies hatte unter anderem zur Folge, daß
sich lange Zeit der intraregionale Austausch von
Emährungsgütem und Rohstoffen viel stärker ent­
wickeln konnte als der von Fertigungswaren, für
die einzelne Länder zum Schutz ihrer heranwach-
senden Industrien hohe Zölle und andere Restrik­
tionen beibehielten. Und was erreicht wurde, fiel 
in den achtziger Jahren der Schuldenkrise zum Op­
fer. Die Krise führte zu weiteren Importrestriktio­
nen bei gleichzeitiger Steigerung der Exporte auf
die Märkte der Industrieländer und bewirkte eine
Reduzierung des intraregionalen Handels.

Derzeit gibt es für den Ausbau der regionalen
Wirtschaftsbeziehungen wieder günstigere Bedin­
gungen. Zum einen wird in der Schaffung größerer
Regionalmärkte eine Möglichkeit gesehen, ein
weiteres Zurückbleiben des Produktionsstandorts
Lateinamerika zu verhindern, vor allem gegenüber
den Schwellenländem im asiatischen Raum. Zum
anderen gibt es hierfür neuerdings auch politische
Unterstützung durch die amerikanische Regie­
rung, die sich für die langfristige Schaffung einer
Freihandelszone der gesamten westlichen Hemi­
sphäre (d.h. des amerikanischen Doppelkonti­
nents) ausgesprochen hat. Die Verhandlungen
zwischen Mexiko, den Vereinigten Staaten und
Kanada zur Bildung einer trilateralen Freihandels­
zone bilden den ersten Schritt in diesem Prozeß.

3. Die amerikanisch-mexikanische
Freihandelsinitiative

Eine pessimistische Einschätzung der Möglichkei­
ten, seine Außenwirtschaftsbeziehungen mit West­
europa ausbauen zu können, und die wachsende
Sorge, von den sich bildenden regionalen Handels­
blöcken in Nordamerika und Europa ausgeschlos­
sen zu werden, veranlaßte Mexiko, die Bush-Ad­
ministration 1990 - erfolgreich - um Verhandlun­
gen über ein North American Free Trade Agree­
ment (NAFTA) zu ersuchen .13 Mexiko ist bereits
der drittgrößte Handelspartner der USA. Etwa 70
Prozent seiner Gesamtausfuhren entfallen auf die 
USA, während es umgekehrt die Hälfte aller ame­
rikanischen Ausfuhren nach Lateinamerika auf­
nimmt. Im Zuge einer verstärkten Exportförderung

13 Vgl. M. Delal Baer, North American Free Trade, in:
Foreign Policy, 70 (1991) 4, S. 134-149.



Tabelle 5: Stundenlohn im verarbeitenden Gewerbe (Index USA = 100)

1975 1981 1985 1989

Mexiko 31 34 16 16
Hongkong 12 14 13 19
Südkorea 6 10 10 25
Singapur 13 17 19 22
Taiwan 6 11 12 25

Quelle: US-Bureau of Labor Statistics, International Comparisons of Hourly Compensation Costs for Production
Workers in Manufacturing 1975-1989, US Department of Labor, Washington D. C., September 1990.

hat Mexiko seit Mitte der achtziger Jahre seinen
bilateralen Handel mit den Vereinigten Staaten be­
sonders stark ausbauen und dadurch eine besonders
erfolgreiche Wachstumspolitik betreiben können.

Die Nähe zum eigenen Markt sowie die aus niedri­
geren Löhnen resultierenden Kosteneinsparungen
haben Mexiko als Produktionsort für amerikani­
sche Hersteller attraktiv gemacht. Dies führte be­
reits in den sechziger und siebziger Jahren zum 
Aufbau der sogenannten „Maquiladora-Indu-
strie“, d. h. von Montagefabriken entlang der ame­
rikanisch-mexikanischen Grenze, die zumeist US- 
Firmen gehören und derzeit rund 500 000 Mexika­
ner beschäftigen. Fast 75 Prozent des bilateralen
Handels bestehen aus Fahrzeugteilen, Elektronik­
produkten, Maschinen und anderen Industriegü­
tern im Rahmen des Maquiladora-Programms. Die
meisten amerikanischen Großkonzeme, wie Gene­
ral Motors, Ford, Chrysler, General Electric,
Lockheed und Honeywell, haben Maquiladoras.
Mit insgesamt über 30 Fertigungsanlagen ist Gene­
ral Motors der größte Arbeitgeber in Mexiko,
noch vor Pemex, dem staatlichen Ölmonopol .14

Wenngleich sich diese Industrie für Mexiko als
Quelle von Arbeitsplätzen und Exporterlösen er­
wiesen hat, sieht sich doch das Land dadurch auch
wachsenden Problemen gegenüber: In den Grenz­
städten ist die Infrastruktur überlastet, Luft- und
Wasserverschmutzung nehmen zu.

Zwar ist das mexikanische Wirtschaftswachstum
bisher vor allem auf die Maquiladora-Niederlas-
sungen zurückzuführen, aber das Land ist heute
aufgrund der sich global verändernden Lohn­
kostenrelationen insgesamt in einer guten Aus­
gangslage, um als Standort für arbeitsintensive
Produktionen mit den südostasiatischen Schwel-
lenländem konkurrieren zu können. Eine überbe­
wertete Währung trieb die mexikanischen Löhne
einst weit über das Durchschnittsniveau der Ent­
wicklungsländer hinaus. Nach einem durch Ab­
wertungen und Lohnkontrollen bewirkten drasti­
schen Rückgang im Laufe der achtziger Jahre lie-

14 Vgl. Philip Mirowski/Susan Helper, Maquiladors: Mexi-
co’s Tiger by the Tail?, in: Challenge, Mai/Juni 1989, S. 26.

gen die mexikanischen Lohnkosten im verarbei­
tenden Gewerbe inzwischen deutlich unter den
Lohnkosten in den dynamischen Volkswirtschaf­
ten Hongkongs, Singapurs, Taiwans und Südko­
reas (vgl. Tabelle 5). Eine ähnliche Entwicklung ist
auch für Brasilien und andere Länder der Region
auszumachen. Insgesamt gesehen verschaffen
überdurchschnittliche Erfolge beim Wirtschafts­
wachstum sowie die aus einer möglichen Freihan­
delszone mit den USA abzuleitenden Handelsvor­
teile Mexiko jedoch einen Vorsprung beim regio­
nalen Wettbewerb um Investitionen.

Mexiko erhofft sich von der NAFTA zusätzliche
Gewinne für Handel und Direktinvestitionen, die
eine geographisch ausgeglichene Entwicklung sei­
ner Wirtschaft fördern und der starken Migration
arbeitssuchender Mexikaner in die Vereinigten
Staaten entgegenwirken könnten. Für die US- 
Wirtschaft, so eine Studie der amerikanischen
Handelskommission, würde das NAFTA unmittel­
bar weder besondere Belastungen noch Vorteile
bringen .15 Dennoch stoßen die seit 1991 laufenden
Verhandlungen auf große Vorbehalte. Insbeson­
dere die amerikanischen Gewerkschaften befürch­
ten, daß billige mexikanische Einfuhren die Löhne
im eigenen Land drücken und zu Entlassungen
führen würden. Andere Einwände beziehen sich
auf vermeintliche unfaire Vorteile, die Mexiko
aufgrund seiner mangelhaften Arbeitsrechtsbe­
stimmungen sowie Sicherheits- und Umweltschutz­
auflagen als Produktionsstandort amerikanischer
Firmen haben könnte. Ein weiterer Streitpunkt ist,
inwieweit das NAFTA den Zugang zum amerika­
nischen Markt auch für die derzeit verstärkt in
Mexiko investierenden Drittländer erleichtern
würde.

15 U S. International Trade Commission, The Likely Im­
pact on the United States of a Free Trade Agreement with
Mexico, Washington D.C. 1991. Nach dieser Studie würde
ein Freihandelsabkommen mit Mexiko nur drei Wirtschafts­
zweige - Gartenbau, Thunfisch und bestimmte Glaspro­
dukte- besonders starkem Wettbewerbsdruck aussetzten.
Die Auswirkungen für die amerikanische Autoindustrie wer­
den als unsicher eingeschätzt, und für eine Reihe von Sekto­
ren der US-Landwirtschaft würde ein Freihandelsabkommen
zusätzliche Exportgewinne verschaffen.



Diese Sorge gilt insbesondere Japan. Die Forde­
rung der amerikanischen Textil- und Autoindustrie
nach strikten Ursprungsregelungen für die Frei­
handelsprodukte - um zu verhindern, daß Waren
mit billigen asiatischen Produktkomponenten über
Mexiko zollfrei nach Amerika gelangen - steht im
Gegensatz zu den Bemühungen Mexikos, sich
einen möglichst großen Zufluß von Auslandskapi­
tal zu verschaffen.

Die Bush-Administration versucht sich die politi­
sche Unterstützung für das Abkommen zu sichern,
indem sie hohe Anforderungen an eine Liberalisie­
rung des mexikanischen Marktes stellt. Obwohl es
zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht sicher ist, ob
der amerikanische Kongreß das möglicherweise
noch in diesem Jahr zustande kommende Abkom­
men bewilligen wird, hat die Verhandlungsinitia­
tive bereits wirtschaftliche Antriebskräfte in Gang
gesetzt. Die Direktinvestitionen in Mexiko stei­
gen. Amerikanische Firmen haben damit begon­
nen, Teilproduktionen aus den asiatischen Schwel­
lenländern nach Mexiko zu verlegen und neben
weiteren Maquiladora-Fabriken auch vollständig
integrierte Produktionsanlagen aufzubauen.

4. Die „Enterprise-for-the-Americas“-Initiative

Seitdem die Kennedy-Administration vor 30 Jah­
ren die sogenannte „Alliance for Progress“ ver­
kündete, ist keine politische Initiative der Ver­
einigten Staaten auf soviel positive Resonanz in
der Region gestoßen wie die von Präsident Bush
im Juni 1990 verkündete sogenannte „Enterprise-
for-the-Americas“-Initiative (EAI). Nachdem La­
teinamerika früher hauptsächlich aus sicherheits­
politischen Gründen von vitaler Bedeutung für die
nationalen Interessen der Vereinigten Staaten war,
will Washington nun dessen wirtschaftlichen Pro­
blemen mehr Aufmerksamkeit schenken.

Die im Rahmen der EAI angebotene Wirtschafts­
kooperation umfaßt drei Komponenten. Erstens
erklären die USA sich bereit, mit einzelnen Län­
dern einen Nachlaß ihrer Schulden bei der US-Re-
gierung, die sich für die Region auf insgesamt
12 Mrd. US-Dollar belaufen, auszuhandeln. Dies
würde vorwiegend den karibischen und zentral­
amerikanischen Ländern zugute kommen, deren
Schulden sich weitgehend aus öffentlichen Kredi­
ten der USA zusammensetzen. Zweitens soll ein
neuer Investitionsfonds der Inter-American De­
velopment Bank private Investitionsprojekte in 
Ländern finanzieren helfen, die ihre Investitions­
politiken bereits weitgehend liberalisiert haben.
Drittens hat sich die Bush-Regierung bereit er­
klärt, nach Mexiko auch mit anderen Ländern
Freihandelsabkommen auszuhandeln, mit dem
langfristigen Ziel, eine Freihandelszone der ge­
samten westlichen Hemisphäre zu schaffen.

Das amerikanische Eigeninteresse an einer Wirt­
schaftserholung der Region ist nicht zu übersehen.
Nachdem der wirtschaftliche Zusammenbruch der
Region das eigene Bankensystem geschwächt und
die USA Exporte sowie Arbeitsplätze gekostet
hat, werden Lateinamerika und die Karibischen
Inseln heute als der regionale Markt mit den
besten Chancen für die Verstärkung der eigenen
Exportleistung und internationalen Wettbewerbs­
fähigkeit eingeschätzt. In den exportabhängigen
Wirtschaften Asiens wird das stärkere außenwirt­
schaftspolitische Engagement der USA in Latein­
amerika angesichts der schwierigen Handelslibera­
lisierungsgespräche im GATT mit Sorge verfolgt.
Die Europäer haben die US-Initiative hingegen
begrüßt. Um zu zeigen, daß sie ihre globalen Ver­
pflichtungen trotz der Entwicklungen in Osteuropa
weiterhin wahrnehmen wird, hat die EG in den
letzten Jahren bereits ihre Entwicklungshilfelei­
stungen für die ärmeren lateinamerikanischen
Länder erhöht, und sie wird sich in einem begrenz­
ten Rahmen auch an der Finanzierung des US- 
Plans beteiligen. Unter den Regierungen Latein­
amerikas hat die EAI hohe Erwartungen auf eine
schnelle Verbesserung der Handels- und Wirt­
schaftsbeziehungen mit den USA geweckt. Vor al­
lem die ärmeren Länder in der Karibik und in Zen­
tralamerika befürchten jedoch zu Recht, daß ein
amerikanisch-mexikanisches Freihandelsabkom­
men sie um ihre derzeitigen Exportvorteile aus
verschiedenen Handelspräferenzabkommen mit
den USA bringen wird.

Obwohl vor allem die Bildung einer Freihandels­
zone die Wirtschaftsleistung und Wettbewerbsfä­
higkeit der Region stärken würde, wird sich diese
Vision vor Ende dieses Jahrzehnts kaum umsetzen
lassen. Als ersten Schritt haben die Vereinigten
Staaten inzwischen mit fast allen Staaten Latein­
amerikas bilaterale Rahmenabkommen zur Be­
handlung von Handels- und Investitionsfragen ab­
geschlossen. Für die finanzpolitische Komponente
des Schuldennachlasses und der Investitionsförde­
rung steht das notwendige Plazet des amerikani­
schen Kongresses noch aus. Zumindest auf kurzfri­
stige Sicht liegt damit die Bedeutung der EAI
hauptsächlich in der Funktion, die lateinamerika­
nischen Regierungen zur Fortsetzung ihrer eigenen
Liberalisierungspolitik anzuhalten.

Die EAI hat mehrere Länder Lateinamerikas dazu
motiviert, neue Abkommen zur Stärkung regiona­
ler Handelsbeziehungen zu vereinbaren und die
Zeitpläne zur Verwirklichung bereits bestehender
Integrationsvorhaben zu beschleunigen. Die An­
denstaaten Bolivien, Kolumbien, Ecuador, Peru
und Venezuela wollen noch in diesem Jahr eine
Freihandelszone bilden. Der Plan sieht gemein­
same Außenzölle sowie die Liberalisierung der In­
vestitionspolitiken und die gegenseitige Anerken-



nung von Rechten an geistigem Eigentum vor. Im
März 1991 vereinbarten Argentinien, Brasilien,
Paraguay und Uruguay die Schaffung eines ge­
meinsamen Marktes (MERCOSUR) bis Ende
1994. Mexiko, Kolumbien und Venezuela wollen 
bis 1995 ebenfalls alle Beschränkungen im gegen­
seitigen Handel abbauen. Diese Bemühungen ver­
schiedener Staatengruppen befinden sich zumeist
noch in den Anfängen. Sie könnten die Schaffung 
einer Freihandelszone der gesamten westlichen 
Hemisphäre jedoch beschleunigen, zumal die be­
reits erfolgte Stärkung des Privatsektors die Inte­
grationspolitik erleichtert und die Vereinigten
Staaten es ihrerseits vorziehen, über eine Liberali­
sierung des gegenseitigen Handelsaustausches mit
Ländergruppen zu verhandeln. Sollte das Freihan­
delsabkommen mit Mexiko nicht zustande
kommen, würde dies wohl auch das Ende der EAI
bedeuten.

V. Langfristige Perspektiven

Rund zehn Jahre nach Ausbruch der Verschul­
dungskrise scheint der Anfang einer neuen Wachs­
tumsphase endlich erreicht zu sein. Zwar ist das 
Schuldenproblem keineswegs gelöst, doch haben
eine verstärkte ExportOrientierung, der Abbau
von Haushaltsdefiziten und erste Erfolge bei der
Mobilisierung von Investitionen den Spielraum für
eine Senkung der Schuldenbelastung erweitert.

Derzeit liegt das Wirtschaftswachstum der Region
noch weit unter der Leistung, die notwendig ist,
um die Schulden abbauen und gleichzeitig den
Lebensstandard der Bevölkerung verbessern zu
können. Soll die politische und soziale Stabilität
bewahrt werden, werden die Regierungen sich je­
doch verstärkt um eine Minderung der sozialen 
Not bemühen müssen. Die Ereignisse in Haiti, der
Militärputschversuch in Venezuela und die jüngste
Regierungskrise in Peru sind in diesem Sinne als
Warnung zu verstehen.

Wenn sich der Wirtschaftsaufschwung in den
kommenden Jahren fortsetzen soll, ist eine weitere
Verbesserung der Kapitalversorgung von außen
erforderlich. Da die derzeitigen Privatisierungs­
maßnahmen nur begrenzt als Kapitalquelle dienen
können und die meisten Länder ihre Bonität auf
den internationalen Kreditmärkten erst wiederher­
stellen müssen, geht es hierbei vor allem um Siche­
rung von Direktinvestitionen. Die Bemühungen
um regionale Integration sind als ein Zwischen­
schritt in die Richtung einer besseren Integration
der Region in die Weltwirtschaft durchaus zu be­
grüßen und können zusätzliche Wachstumsimpulse
liefern. Sollten die im Rahmen der Uruguay-
Runde laufenden Bemühungen um eine Liberali­
sierung des Welthandels fehlschlagen, könnte La­
teinamerika wenig Alternativen haben, um sich
weiteren Zugang zu den Märkten der Industrielän­
der zu verschaffen. Unter diesen Bedingungen
wäre es allerdings unwahrscheinlich, daß die Re­
gion auf den Pfad des hohen Wirtschaftswachstums
der Nachkriegszeit zurückfindet.



Friedrich von Krosigk

Interamerikanische Beziehungen
im Zeichen turbulenter Interdependenz

Die gegenwärtigen Feierlichkeiten zur 500jährigen 
Entdeckung der „Neuen Welt“ vollziehen sich vor
dem Hintergrund einer tiefgreifenden Verände­
rung internationaler Beziehungen, die auch das 
Gefüge der „westlichen Hemisphäre“ nicht unbe­
rührt gelassen hat. Parallel zur Diskussion um die
Konturen der neuen Weltordnung mehren sich ge­
genwärtig die Reflexionen um die Neugestaltung
interamerikanischer Beziehungen ,1 nachdem La­
teinamerika mit dem Ende des Ost-West-Konflik-
tes seine strategische Relevanz für die USA weit­
hin verloren hat. Wohin driften die beiden Sub­
kontinente der Neuen Welt? Wie gestalten sich die
Nord-Süd-Beziehungen der westlichen Hemi­
sphäre nach dem Zerfall der Sowjetunion und der
Auflösung kommunistischer Bedrohungsvisionen
im karibischen Becken und in Zentralamerika?

I. Schatten der Vergangenheit

Die Geschichte der Begegnung des iberischen und
des angelsächsischen Amerika ist überschattet von 
ungleicher Entwicklung und der Herausbildung
stark asymmetrischer Interaktionsmuster und 
Machtpotentiale. Nicht zufällig wurde vor dem
Hintergrund lateinamerikanischer Erfahrung im
Umgang mit den USA das Paradigma der als „De-
pendencia“ bekannt gewordenen abhängigen Ent­
wicklung entworfen. Der US-amerikanische Hege-
monialanspruch über die westliche Hemisphäre
fand seine erste deklaratorische Fassung in der
Monroedoktrin (1823), deren faktische politische
und militärische Bedeutung jedoch noch länger
stark begrenzt blieb. Ein Abschirmen der Neuen
Welt gegen europäische, d.h. spanische, französi­
sche oder russische Interventionen oder Einmi­
schungen wäre der jungen amerikanischen Repu­
blik, die 1823 noch nicht über nennenswerte Streit­

1 Vgl. Margaret Daly Hayes, The U. S. and Latin America:
A Lost Decade?, in: Foreign Affairs, 68 (1989) 1, S. 180-198;
Abraham F. Lowenthal, Rediscovering Latin America, in:
Foreign Affairs, 69 (1990) 4, S. 27-41; Jos6 Augusto Guilhon
Albuquerque, Der Nord-Süd-Konflikt aus der lateinamerika­
nischen Sicht des Endes des Kalten Krieges, in: Konrad-Ade­
nauer-Stiftung, Auslandsinformationen, (1991) 11, S. 65-71;
Andrew Hurrel, Latin America in the New World Order: a
regional bloc of the Americas?, in: International Affairs, 68
(1992) 1, S. 121-139.

kräfte verfügte, ohne Rückendeckung durch die 
britische Flotte kaum möglich gewesen. Dennoch
waren die Vereinigten Staaten bereits im 19. Jahr­
hundert militärisch hinreichend schlagkräftig, um 
ihre durch den Erwerb Louisianas (1803) vorberei­
tete und später als „manifest destiny“ legitimierte
Expansion nach Süden (Florida, Texas) und We­
sten (Arizona, New Mexico, Kalifornien) gegen 
iberische und mexikanische Besitzansprüche in der
ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts durchzusetzen.
Mit dieser Expansion beginnt das schicksalhafte
Spannungsverhältnis, das die Beziehungen der
USA mit Lateinamerika im 19. Jahrhundert über­
schattete.

Einst Vorbild für die lateinamerikanische Unab­
hängigkeitsbewegung, die sich Anfang des 
19. Jahrhunderts (1808-1825) formierte, avancier­
ten die USA zum Trauma der zerstrittenen, von 
inneren Kämpfen und Bürgerkriegen zerschlisse­
nen, noch ungefestigten neuen Staatsgebilde La­
teinamerikas, die dank napoleonischer „Rücken­
deckung“2 ihre Lösung von Spanien zwar frühzei­
tig erkämpften, dann aber darauf verzichteten,
politische Separation mit postkolonialer gesell­
schaftlicher Modernisierung zu komplementieren
und zu festigen .3 Während sich die militärische
Hegemonie der USA - vorbereitet durch den Sieg
über Mexiko (1848) - im spanisch-amerikanischen
Krieg (1898) und mit dem Zugriff auf Puerto Rico,
Kuba und Panama (1903) bereits konsolidierte,
gewann das ökonomische Einflußpotential der
werdenden Weltmacht in Lateinamerika erst nach 
Abschluß des amerikanischen Bürgerkrieges
(1865) Gewicht. Der Prozeß der Egalisierung und
schließlich Verdrängung Großbritanniens als wirt­
schaftlicher Hegemonialmacht in Lateinamerika
vollendete sich entsprechend verspätet um 1930 im
Schatten der großen Weltwirtschaftskrise. Militäri­
scher Interventionismus, programmatisch vorbe­
reitet über den „Roosevelt Corollary“ zur Monroe­
doktrin (1904)4 und ökonomische Durchdringung

2 1808 wurde die iberische Halbinsel erstmals von französi­
schen Truppen besetzt und der spanische König zur Abdan­
kung gezwungen. Diese Ereignisse bildeten gleichsam den
Auftakt zur Unabhängigkeitsbewegung Lateinamerikas.
3 Vgl. Victor Alba, Die Lateinamerikaner. Ein Kontinent
zwischen Stillstand und Revolution, Zürich 1973, S. 94.
4 Der 1904 von Präsident Theodor Roosevelt proklamierte
„Zusatz“ zur Monroedoktrin knüpft das US-Interventions-
recht in Lateinamerika fortan auch an spezifische Bedingun­



(zunächst geographisch konzentriert auf die Kari­
bik und Zentralamerika) wurden erst im 20. Jahr­
hundert zu komplementären Pfeilern der vielbe­
schriebenen amerikanischen Hegemonialstellung
in der westlichen Hemisphäre.

Der Prozeß der „Entzauberung“ der Neuen Welt
verweist auf eine 500jährige Geschichte. Etwa
100 Jahre davon entfallen auf den spezifisch gestal­
teten Einfluß des modernen interamerikanischen
Systems, das 1889 im Rahmen der ersten interame­
rikanischen Konferenz von Washington seine for­
male Inauguration erlebte und nach dem Zweiten
Weltkrieg mit Abschluß des Rio-Paktes (1947) und
der Gründung der „Organisation Amerikanischer
Staaten“ (Bogota 1948) unter sicherheitspoliti­
schen Vorzeichen schließlich auch festere institu­
tionalisierte Konturen gewann.

Bemerkenswerterweise war eines der zentralen
Anliegen der USA im Rahmen der interamerikani­
schen Konferenz von 1889, aus der die Pan Ameri­
can Movement hervorging, die südamerikanischen
Nachbarn dazu zu bewegen, ihre Außenzölle abzu­
bauen und zusammen mit den USA eine Zollunion
einzugehen. Die Aussicht auf eine solche ökono­
mische Allianz mit den USA rief damals allerdings 
keine Begeisterungsstürme unter den lateinameri­
kanischen Konferenzteilnehmern hervor. Insbe­
sondere, stark auf Europa orientierte Staaten wie
Argentinien widersetzten sich der Monroe-Leit­
idee, „Amerika den Amerikanern“ zu überlassen,
und postulierten dafür ein „Amerika für die
Menschheit“ .5

Das lateinamerikanische Mißtrauen gegen die öko­
nomische Umarmungsstrategie der Yankees aus 
dem Norden war bereits vor der Epoche des militä­
rischen („big stick“-) Interventionismus der USA,
die der Roosevelt Corollary programmatisch eröff- 
nete, stark ausgeprägt. Fast 100 Jahre später hat
Präsident Bush im Rahmen seiner „Enterprise-for-
the-Americas“-Initiative vom 27. Juni 19906 der
Grundidee einer panamerikanischen ökonomi­
schen Allianz mit dem Vorschlag, eine von Alaska
bis Feuerland reichende Freihandelszone zu schaf­
fen, neue Prominenz verliehen. Nach vier Jahr­
zehnten des Kalten Krieges, die das Weltmacht­
profil der USA entscheidend geprägt haben und
zur Unterordnung Lateinamerikas unter die Priori­

gen des Wohlverhaltens einzelner Staaten. Als einführender-
Uberblick über die inzwischen fast unüberschaubar gewor­
dene Literatur zur Lateinamerika-Politik der USA vgl.
Herold Molineu, US Policy toward Latin America. From
Regionalem to Globalism, Oxford 1990; Abraham F. Lo-
wenthal, Partners in Conflict. The United States and Latin
America in the 1990s, Baltimore 19902.
5 Alain Rouquier, Amdrique Latine. Introduction ä l’Ex-
treme-Occident, Paris 1987, S. 394.
6 Rede von Präsident Bush: Enterprise for the Americas,
abgedruckt in: U. S. Information Service vom 28. Juni 1990.

täten eines globalstrategisch fixierten Interessens­
kalküls der USA führten, deuten sich gegenwärtig
zumindest neue Akzente interamerikanischer Be­
ziehungen an, die der Klärung bedürfen. Diese
Akzente weisen allerdings über rein perspektivi­
sche Veränderungen amerikanischer Außenpolitik
hinaus. Die Neue Welt - und nicht nur das ameri­
kanische Interessenskalkül - ist zeitlich synchron
mit dem Ende des Ost-West-Konflikts in Bewe­
gung geraten. Die Frage nach Facetten und Kräf­
ten dieses Wandels sowie nach den Konsequenzen
für die interamerikanischen Beziehungen bietet
sich an.

II. Neue Akzente
interamerikanischer Beziehungen

Vielfältige Veränderungstendenzen haben im Ver­
lauf des vergangenen Jahrzehnts den interamerika­
nischen Beziehungen neue Aktualität und Rele­
vanz verliehen. Die Bush-Initiative vom 27. Juni
1990 n6 ur ein Symptom des „wind of change“,
der die westliche Hemisphäre in den vergangenen
Jahren erfaßt hat; der Friedensprozeß in Zentral­
amerika und die gegenwärtig laufenden Liberali­
sierungsreformen in Lateinamerika sind weitere
wichtige Indizien eines Wandels, der auf die inter­
amerikanischen Beziehungen zurückwirkt. Insbe­
sondere der aktuelle Trend zur Konvergenz wirt­
schaftspolitischer Ordnungskonzepte deutet auf
den Beginn einer neuen Phase der Nord-Süd-Be-
ziehungen in der westlichen Hemisphäre hin.

Die Pläne der Bush-Administration, eine paname­
rikanische Freihandelszone zu bilden, werden
komplementiert durch neue Initiativen zur Ein­
grenzung der Verschuldung lateinamerikanischer
Staaten sowie zur Unterstützung von Privatinvesti­
tionen und Umweltschutz südlich des Rio Grande.
Dabei sind sie eingebettet in das übergreifende
neoliberale Experiment, das Entwicklungspro­
bleme der westlichen Hemisphäre auf dem Wege
der selektiven Weltmarktintegration zu bewältigen
sucht. Über die Öffnung der Märkte, die Aktivie­
rung privater Wirtschaftsinitiative und verschärfte
Konkurrenz soll die Krise der achtziger Jahre - La­
teinamerikas verlorene Dekade - überwunden
werden .7 Das amerikanisch-kanadische Freihan­
delsabkommen (FTA), das im Januar 1989 in Kraft

7 Vgl. Hartmut Sangmeister, Reformpolitik in Lateiname­
rika. Chancen und Risiken des wirtschaftspolititischen Para­
digmenwechsels, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, B 39/91;
Klaus Eßer, Anmerkungen zur wirtschaftlichen und politi­
schen Transition in Lateinamerika, in: Detlef Nolte (Hrsg.),
Lateinamerika im Umbruch? Wirtschaftliche und politische
Wandlungsprozesse an der Wende von den 80er zu den 90er
Jahren, Hamburg 1991.



trat, ist eine Variante dieser Neuorientierung.
Vom gleichen Geiste getragen ist das im Juni 1990
eingebrachte mexikanische Gesuch um Eröffnung
von Verhandlungen mit dem Ziel, mit den USA
und Kanada ein Freihandelsabkommen (North
American Free Trade Agreement, NAFTA) abzu­
schließen. Die spektakulären Reformansätze, die 
-vermittelt (bzw. erzwungen) über die Auflagen
der Strukturanpassungsprogramme von Internatio­
nalem Währungsfonds und Weltbank - gegenwär­
tig in Lateinamerika das traditionelle binnen­
marktorientierte Entwicklungsparadigma ablösen,
weisen ebenfalls in die Richtung dieser neo-libera­
len Wende. Aufbauend auf diesem Gedankengut
sind zahlreiche regionale Kooperationsprojekte
mit unterschiedlicher geographischer Reichweite
in Lateinamerika entstanden.

Mexiko hat sich durch den Wunsch einer Anbin­
dung an das amerikanisch-kanadische Freihandels­
abkommen am stärksten nach Norden geöffnet, in
Richtung auf einen interamerikanischen - hemi­
sphärischen - Regionalismus. Etwa zeitlich paral­
lel zur Freihandelsinitiative der beiden Präsidenten
Bush und Salinas gaben Argentinien und Brasilien
zu erkennen, daß sie ebenfalls einen gemeinsamen
Markt bilden wollen. Im Vertrag von Asunciön,
unterzeichnet am 26. März 1991, wurden Paraguay
und Uruguay in diesen geplanten Mercado Com- 
mün de Sur (Mercosur) einbezogen. Ebenso orien­
tierten sich die fünf Länder des Anden-Paktes wie
auch die Mitglieder des Zentralamerikanischen
Gemeinsamen Marktes Ende der achtziger Jahre
auf je unterschiedliche subregionale Projekte zur
Bildung von Freihandelszonen. Bereits 1988 setz­
ten in der Karibik die Bemühungen ein, mittels ra­
dikaler Neuorganisation dem Caribbean Commu­
nity Market zu neuem Leben zu verhelfen .8

Regionale Kooperationsansätze sind weder im
interamerikanischen noch im subregionalen latein­
amerikanischen Kontext eine Novität. Schon Boli-
var verfolgte Visionen von einer panamerikani­
schen Einheit, die im interamerikanischen Kon­
greß von Panama (1826) bereits zur Debatte
standen. Der Schwerpunkt seiner Einigungsbemü­
hungen lag jedoch eindeutig auf Lateinamerika,
während er mit England und den USA assoziie­
rende Verbindungen knüpfen wollte; aber selbst
im engeren lateinamerikanischen Rahmen mußte
er gegen Ende seines Lebens resignierend das

8 Zur aktuellen Problematik der regionalen Integration in
Lateinamerika vgl. Jos6 Manuel Quijano, El escenario latino
americano de la integraciön, in: Nueva Sociedad, 115 (1991);
Heinrich Kraft, Ökonomische und politische Kooperation in
Lateinamerika: Der Andenpakt, in: Aus Politik und Zeitge­
schichte, B 43/90; zu den Themen Integrationsansätze in La­
teinamerika und Mercosur vgl. die Artikel in: Kurzberichte
über Lateinamerika, 1 (1991) 3. Standardwerk ist noch im­
mer Manfred Mols (Hrsg.), Integration und Kooperation in
Lateinamerika, Paderborn 1981.

Scheitern seiner Föderationspläne als Ergebnis -
wie er es sah - der prinzipiellen „Unregierbarkeit“
Lateinamerikas eingestehen .9 Auch den späteren
Versuchen regionaler Kooperation panamerikani­
scher wie subregionaler Orientierung war kein bes­
seres Schicksal beschieden. Die ausgeprägte innere
Heterogenität Lateinamerikas, nationale Rivalitä­
ten, mangelnde Komplementarität der auf Roh­
stoffexport fixierten Ökonomien sowie dramati­
sche Entwicklungsunterschiede, insbesondere zwi­
schen dem Norden und Süden der westlichen He­
misphäre, haben bislang kein günstiges Klima für
die Realisierung regionaler Kooperationsprojekte
nach Muster etwa der Europäischen Gemeinschaft
ergeben. Hinzu kommt, daß das Entwicklungspa­
radigma, das die vergangenen 50 Jahre Lateiname­
rikas Wirtschaft, aber auch Außenpolitik bestimmt
hat - importsubstituierende Industrialisierung un­
ter der dominierenden Regie eines korporativi-
stisch verfaßten Staates-, strukturell im Wider­
spruch stand zu einer vertieften Öffnung in Rich­
tung auf regionale Kooperation oder gar Integra­
tion.

Wenn daher gegenwärtig regionale Kooperation in
Lateinamerika ihre Renaissance erlebt, so reflek­
tiert dieser Wandel primär die Konsequenzen des
wirtschaftspolitischen Paradigmenwechsels: die 
Abkehr von einer etatistischen, auf den Binnen­
markt orientierten Importsubstitutionsstrategie zu­
gunsten einer liberal verfaßten selektiven Öffnung
zum Weltmarkt, flankiert von entsprechenden mo­
netären und fiskalischen Austeritätsbestrebungen.
Diese innere Logik der aktuellen Kooperationseu­
phorie in Lateinamerika verweist zugleich auf die 
enge Verknüpfung der unterschiedlichen inner-
wie interamerikanischen Kooperationsprojekte
mit der erfolgreichen Bewältigung der gegenwärtig
laufenden wirtschaftlichen und politischen Re­
formprogramme. Ökonomische und politische
Liberalisierung sind unausweichlich mit der Öff­
nung zu regionaler Kooperation verbunden.

Aber auch andere exogene Einflußfaktoren, die 
den neuen Trend zu regionalen Kooperationspro­
jekten beeinflußt haben, sollten bei einer Bewer­
tung der aktuellen Renaissance des Regionalismus
in beiden Teilen Amerikas nicht übersehen wer­
den. Eine Differenzierung der unterschiedlichen,
länderspezifischen Interessenlagen ist dabei uner­
läßlich.

Mexikos radikaler Schritt in Richtung auf ein
NAFTA-Abkommen (nach Vorbild des Freihan­
delsabkommens zwischen Kanada und den USA)
ist zunächst Ausdruck einer Interessenlage, die das
hohe Maß an De-facto-Integration in den US-

9 Vgl. Simon Bolivar, Obras Completas, Vol. III, Havanna
1950, S. 501.



Markt reflektiert .10 Rund 70 Prozent der mexikani­
schen (und 80 Prozent der kanadischen) Exporte
gehen derzeit in die Vereinigten Staaten. Die ver­
arbeitende Industrie, die inzwischen den Motor
der mexikanischen Wirtschaft bildet, exportiert
nahezu 85 Prozent ihrer Produkte in die Vereinig­
ten Staaten. Nur 3,3 Prozent (1989) des mexikani­
schen Außenhandels richten sich auf Lateiname­
rika. Tarifäre Hemmnisse zwischen Mexiko und
den USA sind bereits in den achtziger Jahren er­
heblich reduziert worden, das durchschnittliche
Niveau der Zolltarife liegt zur Zeit bei 10 Prozent
(1985: 30 Prozent). Die Integration mexikanischer
Produktion in den amerikanischen Markt ist insbe­
sondere durch die sogenannte Maquiladora-Indu-
strie vornehmlich im Grenzgebiet von Kalifornien 
bis Texas weit vorangeschritten. Diese mexikani­
schen Montagebetriebe liefern Teilfertigprodukte
zoll- und steuerbegünstigt für die amerikanische 
Auto-, Textil-, Elektro- und Elektronikindustrie.

Migration und Elitenverflechtung haben, neben
der Produktionsverflechtung, das ihre dazu beige­
tragen, die Orientierung Mexikos auf die USA zu
verstärken: Legale wie illegale Emigranten sind zu
einem gewichtigen Faktor des Arbeitsmarktes der
südlichen Staaten der USA avanciert; eine neue 
Generation mexikanischer Eliten, die in Harvard,
Yale und Chicago ihre Ausbildung erhielten, be­
stimmt heute die Geschicke ihres Landes. Für Me­
xiko geht es im NAFTA-Engagement, ähnlich wie
im Falle Kanadas, um vertragliche Sicherung des 
Zugangs zum lebenswichtigen amerikanischen
Markt in einer Zeit wachsenden Protektionismus.
Dazu kommt die Erwartung, über die ökonomi­
sche Einbindung in diesen amerikanischen Markt
zu einem Anziehungspunkt für Kapital und Know-
how aus dem Ausland zu werden. Auf seiten der
USA stehen die strategischen Interessen zur Siche­
rung eines nordamerikanischen Absatzraumes, der
zugleich über wichtige Rohstoffe (insbesondere
Erdöl) verfügt, im Vordergrund; gewichtig ist aber
auch das Bedürfnis, die wildwüchsige De-facto-In-
tegration beider Länder mit den daraus resultie­
renden Belastungen - z.B. für Umwelt, sozialen 
Frieden und ökonomische Ordnung - in die kon­
trollierbareren Bahnen einer „managed Integra­
tion"11 zu überführen. An eine Liberalisierung des
Personenverkehrs ist allerdings in diesem Integra­
tionskonzept auf Insistieren der USA nicht ge­
dacht. Auf beiden Seiten des Rio Grande läuft im
übrigen eine kontroverse Debatte über die „Seg­
nungen“ des NAFTA-Plans, in die zahlreiche In­
teressengruppen (von den Gewerkschaften bis hin

10 Vgl. Delal Baer, North American Free Trade, in: For­
eign Affairs, 70 (1991) 3, S. 132-149; Sidney Weintraub, A
Marriage of Convenience. Relations between Mexico and the
United States, New York-Oxford 1990.
11 S. Weintraub (Anm. 10), S. 25.

zu Umweltschutzverbänden und Menschenrechts­
organisationen) verwickelt sind. Ähnlich wie in
Kanada ist in Mexiko das ökonomische Integra­
tionsprojekt höchst umstritten geblieben.

Aber Mexikos Lage und Interessen sind nicht iden­
tisch mit denen der übrigen lateinamerikanischen
Staaten. Die Verflechtung mit dem amerikani­
schen Markt ist soweit vorangeschritten, daß man­
che Beobachter die Gefahr einer Abspaltung Me­
xikos von Lateinamerika nicht mehr ausschlie­
ßen ;12 dies gilt um so mehr unter Berücksichtigung
der Rückwirkungen des zu erwartenden Abschlus­
ses des Freihandelsabkommens mit den USA und
Kanada. Noch bevor allerdings Präsident Salinas
im Juni 1990 sein offizielles Gesuch um Eröffnung
der NAFTA-Verhandlungen in Washington und
Ottawa einbrachte, hatte er auf einer Europareise
die Möglichkeiten vertiefter Wirtschaftskontakte
mit Ländern der Europäischen Gemeinschaft son­
diert. Erst als die erhofften Investitionszusagen,
insbesondere aus Bonn und London, ausblieben
und der Eindruck künftiger Konzentration westeu­
ropäischer Investitionen auf Osteuropa sich verfe­
stigte, fiel die Entscheidung zugunsten eines enge­
ren wirtschaftlichen Kooperationsabkommens mit
den USA und Kanada.

Die Befürchtung des mexikanischen Staatspräsi­
denten, sein Land könnte mit dem Ende des Ost-
West-Konfliktes und der damit verbundenen Öff­
nung Osteuropas in eine weltwirtschaftliche Margi- 
nalisierung abgedrängt werden, reflektiert eine
weit verbreitete Stimmung in Lateinamerika. Eu­
ropas Fixierung auf den Binnenmarkt und
Deutschlands zunehmende Orientierung nach 
Osten werden als Vorboten eines reduzierten In­
teresses an Lateinamerika gewertet .
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ennoch sind die Reaktionen auf die Bush-Initia­
tive in Lateinamerika nicht einheitlich ausgefallen.
Argentinien, Brasilien und Venezuela tendieren
gegenwärtig eher dazu, einem subregionalen Frei­
handelsarrangement den Vorzug zu geben. Dies 
dient nicht zuletzt auch dazu, eine stärkere
Verhandlungsposition gegenüber den USA zu ge­
winnen, sollte die weiter mit Skepsis betrachtete
Freihandelsinitiative das Verhandlungsstadium er­
reichen. Nur bei Chile deutet sich eine pronon-
cierte Neigung an, langfristig nach dem Vorbild
Mexikos auf Teilnahme an einem interamerikani­
schen Freihandelsabkommen zu setzen. Das Frei­
handelsexperiment der Anden-Staaten steht be­
reits vor dem Konkurs, nachdem Venezuela den
jüngsten Staatsstreich in Peru (Fujigolpe) zum An­
laß genommen hat, eine fünfzehnprozentige Im-

12 Vgl. James Rochlin, The Evolution of Canada as an Ac-
tor in Inter-American Affairs, in: Millenium, (1990) 2,
S. 248.
13 Vgl. A. Hurrell (Anm. 1), S. 124.



portsteuer auf alle Produkte aus dem Andenraum
zu erheben. Allerdings kann Lateinamerika schon
aufgrund seiner inneren Heterogenität nur schwer­
lich gemeinsame Positionen im Ringen um die 
Konturen neuer regionaler Kooperationsansätze
beziehen. Man denke etwa an die unterschiedli­
chen Entwicklungsbedingungen und Interessenla­
gen der karibischen und zentralamerikanischen
Kleinstaaten gegenüber den Großstaaten des südli­
chen Lateinamerika (Cono Sur), den Andenstaa­
ten oder Ölexporteuren wie Mexiko und Vene­
zuela. Das Engagement der USA bei der Realisie­
rung eines hemisphärischen Regionalismus bleibt
seinerseits von erheblichen Unsicherheiten über­
schattet, die in ihrer inneren Logik auf die Ambi­
valenzen der neuen Relevanz verweisen, die La­
teinamerika für die USA gewonnen hat.

III. Das amerikanische Dilemma

„Big-stick“-Interventionismus und Kanonenboot-
Diplomatie sind nicht die einzigen Formen des 
hegemonialen Umgangs der USA mit den Nach­
barstaaten im Süden gewesen. An Versuchen der
USA, in diesem Jahrhundert panamerikanische
Kooperation und hemisphärische Solidarität zu
mobilisieren, um das interamerikanische Konflikt­
verhältnis zu entschärfen oder Beziehungen zu sta­
bilisieren, hat es nicht gefehlt. Die „Good Neigh- 
bor Policy“ der Roosevelt-Administration, ange­
sichts aufziehender Konflikte in Europa konzipiert
und 1933 in Montevideo durch Außenminister
Cordell Hüll verkündet, ebenso wie die „Alliance-
for-Progress“-Initiative, die Präsident Kennedy im
Schatten der Kuba-Krise 1961 initiierte, sind die
bekanntesten Beispiele solcher Versuche; sie er­
wiesen sich allerdings beide nur von kurzlebiger
und folgenloser Natur, eine starke Diskrepanz zwi­
schen Rhetorik und Realität war ihr prägendes
Merkmal Ä14 hnliches läßt sich auch von der -
wenngleich regional enger gefaßten - Caribbean
Basin Initiative sagen, die die Reagan-Administra­
tion 1982 mit Blick auf die wachsende Involvierung
der Sowjetunion und Kubas in Krisenherde in Zen­
tralamerika (Nicaragua) und der Karibik (Gre­
nada) konzipierte. Die im Dezember 1989 von der
Bush-Administration propagierte „Initiative für
die Anden-Staaten“, die ganz im Zeichen der Be­
kämpfung des Drogenhandels stand, weist in eine
ähnliche Richtung.

Inwieweit läßt sich die „Enterprise-for-the-Ameri-
cas“-Initiative der Bush-Administration als Wende
in der Geschichte interamerikanischer Beziehun­
gen bewerten? Wie tiefgreifend und gewichtig ist

14 Vgl. H. Molineu (Anm. 4), S. 22ff.

die „Wiederentdeckung Lateinamerikas“ durch
die USA zu Beginn der neunziger Jahre? Da die 
konkrete Umsetzung der angekündigten Initiative
bislang nur zaghaft begonnen hat, sind finale Aus­
sagen über ihre Bedeutung bislang unmöglich;
dennoch lassen sich einige Besonderheiten dieses
Entwurfs zur Restrukturierung interamerikani­
scher Beziehungen hervorheben.

Zunächst ist bemerkenswert, daß erstmals in der
Geschichte interamerikanischer Beziehungen von
seiten der USA ein hemisphärisches Kooperations­
konzept vorgelegt wurde, das nicht als vom Primat
sicherheitspolitischer Erwägungen bestimmt er­
scheint. Mit dem Ende des Ost-West-Konfliktes
und der darin implizierten Abkoppelung Nicara­
guas und Kubas von sowjetischer Unterstützung
hat sich die traditionelle strategische Bedeutung
Lateinamerikas gleichsam über Nacht verändert.
Daß ein Kooperationskonzept mit hemisphäri­
scher Reichweite von seiten der USA überhaupt
vorgelegt wurde, ist an sich schon bemerkenswert.
Denn Beobachter amerikanischer Lateinamerika­
politik hatten schon länger unter Verweis auf den
starken politischen wie ökonomischen Differenzie­
rungsprozeß Lateinamerikas das Ende regional­
spezifischer Nord-Süd-Beziehungen prognosti­
ziert .
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m gleichen Zuge wurde auch die These vom 
Rückgang „soziokultureller Einflußmöglichkeiten
der USA in Lateinamerika“ vertreten, um somit
dem amerikanischen politischen Modell einen
„ständig verblassenden Effekt... auf die Zielvor­
stellungen lateinamerikanischer Politik“16 zu be­
scheinigen. Diese These hat sich offensichtlich
nicht bestätigt. Denn die „läuternde“, nivellie­
rende und integrierende Wirkung von Staatsbank­
rott und Schuldenkrise im Lateinamerika der acht­
ziger Jahre ist vielerorts unterschätzt worden. Das
Modell des amerikanischen Liberalismus hat unge­
ahnte Attraktivität gewonnen. Die zentrale Posi­
tion der USA für Lateinamerika scheint heute
wirtschaftlich, politisch und kulturell stärker als je
zuvor.

In der Diskussion um die tragenden Motive 
der „Enterprise-for-the-Americas“-Initiative der
Bush-Administration sind strukturelle wirtschaft­
liche Zwänge ebenso ins Spiel gebracht worden
wie taktisch-diplomatisches Kalkül. Angesichts
eines immer noch fehlenden ausgefeilten Rahmen­
konzeptes liegt es nahe, die Bush-Initiative vorerst
als Teil eines noch laufenden Reflexionsprozesses
über die Neugestaltung interamerikanischer Bezie­

15 Vgl. Wolf Grabendorff, Lateinamerika und die Ver­
einigten Staaten: Interdependenz statt Dependenz? in: K.
Lindenberg (Hrsg.), Lateinamerika. Herrschaft, Gewalt und
internationale Abhängigkeit, Bonn 1982, S.245.
16 Vgl. ebd.,S.250.



hungen zu betrachten, zugleich aber auch als
diplomatischen Warnschuß gegen weitere regio­
nale Abkapselungstendenzen in Europa (Projekt
Binnenmarkt) wie - unter japanischer Regie - im
asiatisch-pazifischen Raum und zum anderen ge­
gen weitere Affronts im Rahmen der laufenden
konfliktreichen GATT-Verhandlungen (Uruguay-
Runde). Daß das Gipfeltreffen der Gruppe der sie­
ben wichtigsten Industriestaaten (G-7) nur wenige
Tage nach Verkündigung der „Enterprise-for-the-
Americas“-Initiative vom 9. bis 11. Juli 1990 in
Houston stattfand, kann bei deren Bewertung
nicht unbeachtet bleiben.

Wo auch immer die Prioritäten der Bush-Admini­
stration gelegen haben mögen, es bleibt das Di­
lemma einer amerikanischen Wirtschaft, die nach 
Jahrzehnten eines expansiven Globalismus von ih­
ren strukturellen Dispositionen her kaum in Ein­
klang zu bringen ist mit der beengenden Perspek­
tive hemisphärischer Blockbildung, auch wenn auf
diese Weise ein Freihandelsraum von potentiell
über 700 Mio. Konsumenten entstehen würde.
Denn nach wie vor sind die führenden Akteure
der Wirtschaft der USA transnational operie­
rende, global orientierte Unternehmen, die den
Schwerpunkt ihrer Direktinvestitionen in Europa
und nicht in Südamerika haben. Letztere Region
absorbiert nur 10,6 Prozent der gesamten US-
Auslandsdirektinvestitionen, bei weiterhin sinken­
der Tendenz. Nach wie vor nimmt Lateinamerika
nur 13,5 Prozent der US-Exporte auf und liefert
12,2 Prozent der US-Importe.

Es bleibt auch das Dilemma, daß eine über Frei­
handel regionalisierte „westliche Hemisphäre“
zwar attraktive Handelschancen in Aussicht stellt,
zugleich aber die Bürden eines Schuldenkartells
impliziert. Die Schuldnemation USA - die für
1992/93 von der Bush-Administration in Aussicht
gestellte Staatsverschuldung liegt bei 400 Mrd.
Dollar - müßte sich in ein fragiles Boot mit der
Schuldnergemeinschaft Lateinamerika begeben.
Wie Aho und Stokes hervorgehoben haben:

„A Western hemispheric trading bloc that includes
most of the world’s major debtor nations could 
make it extremely difficult for all of these econo-
mies to work their way out of debt. This is a parti-
cular concem for the United States, which must
generate significant trade surpluses to Service it’s
debt, in part by reestablishing export markets in
Latin America. Those nations, in turn, need trade
surpluses as well to repay their obligations to
American banks, among others. It will be impossi-
ble for all countries to run surpluses in a System of
closed bilateral trading arrangements.“
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7 Michael Aho/Bruce Stokes, The Year the World Eco­
nomy Turaed, in: Foreign Affairs, 70 (1991) 1, S. 169.

So versteht sich, daß es bislang keine eindeutige
Ausrichtung amerikanischer Wirtschaftspolitik auf
eine hemisphärische regionalistische Option gibt.
Wachsender internationaler Konkurrenzdruck sti­
muliert amerikanisches Interesse an einem gesi­
cherten erweiterten Absatzraum in Lateinamerika,
dessen Absorptionskraft für amerikanische Pro­
dukte durch die Schuldenkrise der achtziger Jahre
erheblich geschwächt wurde. Die ökonomische
Verflechtung und Interdependenz zwischen den
USA und Lateinamerika ist nicht zuletzt über die 
Schuldenkrise unwiderruflich geworden, zugleich
aber wird dieser Trend zur Konvergenz konterka­
riert von den strukturellen Zwängen einer in ihren
Spitzenbranchen nach wie vor von globalen bzw. 
multilateralen Interessen gezeichneten Wirtschaft.

Allerdings ist die Frage des Pro und Kontra regio­
naler hemisphärischer Kooperation der USA mit
den südlichen Nachbarn längst aus dem Bannkreis
steriler ökonomischer Kalkulation herauskatapul­
tiert worden. Wer die Tragweite der amerikani­
schen „Wiederentdeckung Lateinamerikas“ und
die relevanten Facetten der Umgestaltung inter­
amerikanischer Beziehungen erfassen will, muß
weitergreifen und jenen gesellschaftlichen Turbu­
lenzen Rechnung tragen, die heute im Milieu 
wachsender Verflechtung und Interdependenz das
US-amerikanische Verhältnis zu Lateinamerika
maßgeblich gestalten.

IV. Neue Turbulenzen

Die amerikanische Hegemonie über Lateiname­
rika hat verständlicherweise stets die Gemüter be­
wegt. Die „Verarbeitung“ dieser Hegemonie
durch Lateinamerika fand hingegen nur marginale
Beachtung. So kann es nicht verwundern, daß De-
pendenzanalysen über lange Zeit schillernde Pro­
minenz gewannen, das Phänomen der Gegen­
machtbildung in Lateinamerika jedoch weithin un­
erkannt blieb. Zu den faszinierenden „neueren“
Entwicklungstendenzen interamerikanischer Be­
ziehungen zählt unter dem Aspekt der Genese von 
Gegenmacht die fortschreitende „Latinisierung“
der Vereinigten Staaten D18 ieser Prozeß läßt sich
auf sprachlich-kultureller Ebene beispielsweise an­
hand des wachsenden Trends zum Bilingualismus 
in öffentlichen Einrichtungen, Behörden, Schulen 
und Medien aufzeigen; Hispanisierung prägt die
großen urbanen Zentren von Los Angeles bis

18 Zum Konzept der Gegenmacht vgl. das in der Universi­
tät Erlangen laufende interdisziplinäre Forschungsprojekt
„Macht und Gegenmacht im Wandel der interamerikani­
schen Beziehungen. Varianten der Begegnung Lateinameri­
kas mit den USA“, Erlangen 1991 (mimeo).



Miami, von Houston bis New York. Im sozialen
Gefüge der amerikanischen Gesellschaft schlägt
der ungeminderte Zustrom von Migranten aus La­
teinamerika dramatisch zu Buche: Hispano-Ame­
rikaner mit ihren hohen demographischen Wachs­
tumsraten werden bis zum Jahr 2000 die schwarze
Bevölkerung der USA als dominierende Minorität
überholt haben. Mehrheitlich handelt es sich um
Migranten aus Mexiko, der Karibik und Zentral­
amerika (insgesamt leben mehr als 20 Mio. „Lati-
nos“ gegenwärtig in den USA), die das neue Ge­
sicht der amerikanischen Gesellschaft bestimmen.
20 Prozent der Bevölkerung von Texas sind mexi­
kanischen Ursprungs. Die Chicano-Anteile für
Neu-Mexiko (18 Prozent), Arizona (15 Prozent)
und Kalifornien (16 Prozent) liegen bei einer ähnli­
chen Größenordnung .19 Die Hälfte der Schüler
von Los Angeles County sowie von vier Staaten
des Südwestens der USA sind Hispano-Amerika­
ner. Der mexikanische „Exodus“20 dominiert das
interamerikanische Migrationsszenario, aber auch 
zehn Prozent der Bevölkerung Zentralamerikas
haben sich auf der Flucht vor Krieg und Gewalt im 
Verlauf der achtziger Jahre außer Landes bege­
ben, die meisten von ihnen mit dem Ziel, in die
Vereinigten Staaten zu migrieren

Eb
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enso ungebrochen ist der Zustrom in die USA
von Migranten aus der Karibik seit dem Zweiten
Weltkrieg geblieben, dominiert vom Exodus der
Kubaner nach Miami und dem der Puertoricaner
nach New York. Etwa fünf Mio. Menschen aus der
Karibik befinden sich inzwischen in den USA;
jeder achte nach 1945 geborene Bewohner der Ka­
ribischen Inseln lebt heute in den Vereinigten
Staaten. Schon allein aufgrund ihrer demographi­
schen Dynamik haben sich Mexiko, Zentralame­
rika und die Karibik in den vergangenen Jahrzehn­
ten aufs engste mit den Vereinigten Staaten ver­
flochten .
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ie Latinisierung der Vereinigten Staaten hat
weitere Auftriebsmomente und Komponenten ge­
wonnen, und zwar über den Drogenhandel und
die Verschuldungskrise Lateinamerikas. Die USA
finden sich heute als weltweit wichtigster Absatz­
markt für Kokain eingebunden in ein perfekt or­
ganisiertes, durch die kolumbianische Drogen-
Mafia geführtes System interamerikanischer
Arbeitsteilung ,23 in dem Peru und Bolivien als die 
wichtigsten Produzenten von Koka-Paste fungie­

19 Vgl. La avalancha hispänica sobre Estados Unidos, in:
El Pais, Extra vom 20. Juni 1991.
20 Vgl. Aaron Segal, The Mexican Exodus: Setting the Pat­
tem, in: B. Levine (ed.), The Caribbean Exodus, New York
1987.
21 Vgl. A. F. Lowenthal (Anm. 4), S. 35.
22 Vgl. ebd.
23 Vgl. Scott B. MacDonald, Dancing on a Volcano. The
Latin American Drug Trade, New York-London 1988.

ren und Kolumbien mit Weiterverarbeitung und
Vertrieb des Kokains betraut ist, eng verknüpft
operierend mit variablen Transitzentren in der
Karibik und Zentralamerika. Amerikanische und
Schweizer Banken, in Steuerenklaven wie Pa­
nama, den Bahamas, Bermudas oder den Nieder­
ländischen Antillen angesiedelt, sorgen für das 
„Waschen“ der erwirtschafteten Drogengewinne
beim Rücktransfer in den normalen Geldkreis­
lauf. Seit den siebziger Jahren ist die Drogen­
industrie „die einzig wirklich florierende Wachs­
tumsindustrie.“ Lateinamerikas E24 in Industrie­
zweig - das wäre hinzuzufügen -, der sich zudem
dem Ideal „partizipatorischer Entwicklung“ äu­
ßerst flexibel verschrieben hat: Hunderttausende
von Kleinbauern, Händlern und Zwischenhänd­
lern sind in den Kreislauf von Kokainproduktion
und -vertrieb integriert. Armut und Unterent­
wicklung in Lateinamerika sind über die Kokain­
industrie zum Hebel einer latinischen „Reconqui­
sta“ (Rückeroberung) geworden, die mit ihren
kriminalisierenden und demoralisierenden Folgen
für die US-amerikanische Gesellschaft bedrohli­
che Dimensionen angenommen hat .

Ä
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hnlich eng verknüpft in ein Netzwerk turbulenter
Interdependenz hat sich das Schicksal der USA mit
Lateinamerika über die Verschuldungskrise des
Halbkontinents im Süden. Amerikanische Banken
sind als maßgebliche Gläubiger der gegenwärtig
auf 425 Mrd. Dollar kumulierten Schulden Latein­
amerikas immer noch empfindlich betroffen. Ab­
hängigkeit hat sich im Schatten einer so dramati­
schen Verschuldungssituation in ein nicht unbe­
deutsames Interdependenzverhältnis verwandelt.
Schon der Weg Lateinamerikas in die Verschul­
dungskrise zeugt von einer nicht zu unterschätzen­
den Fähigkeit lateinamerikanischer Entschei­
dungsträger zum strategischen Kalkül im Umgang
mit den Krediten des Nachbarn im Norden .26 Die
Verschuldungskrise, ausgelöst 1982 durch die Zah­
lungsunfähigkeit Mexikos, hat die Misere Latein­
amerikas zweifellos vertieft, zugleich aber nicht
unbedeutsame Machtmittel in die Hände Latein­
amerikas retransferiert. Die Stabilisierung des
amerikanischen Banken- und Finanzsystems hat
sich unlösbar verknüpft mit der Zahlungsfähigkeit
Lateinamerikas. Aber noch mehr steht auf dem
Spiel, geht man davon aus, daß ein enger Zusam­
menhang besteht zwischen Verschuldungssyndrom
und sozialer Krise Lateinamerikas. Nye spricht vor
dem Hintergrund dieser neuen Interdependenzen
von der „Macht des Schuldners“ und der „Macht

24 Gemot Volger, Kokainhandel in Lateinamerika, in: Aus
Politik und Zeitgeschichte, B 42/90, S. 3.
25 Heike Gramckow, Die Drogenpolitik der Bush-Admini­
stration und die Entwicklung des Drogenproblems in den
USA, in: Ebd.
26 Vgl. James Williamson (ed.), Latin American Adjust-
ment. How much has happened? Washington D. C. 1990.



des Schwachen“, die sich aus seiner Fähigkeit er­
gibt, Chaos zu exportieren .
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ie Paradoxien der Macht im Zeichen wachsender
Interdependenz28 ließen sich im interamerikani­
schen Kontext weiter verfolgen bis hin zur Um­
weltschutzproblematik Lateinamerikas, die inzwi­
schen auf die Agenda der Verhandlung um die Be­
wältigung der Schuldenkrise vorgerückt ist. 
Schuldenerlaß als Gegenleistung für Umwelt­
schutzmaßnahmen („debt for nature swaps“) ist in
die „Enterprise-for-the-Americas“-Initiative pro­
grammatisch einbezogen worden.

Die Konfrontation Lateinamerikas mit amerikani­
scher Hegemonie ist kein passiv erlittenes Schicksal
geblieben. Migration, Drogenhandel und Verschul­
dung sind Varianten einer „Chaosmacht“ Latein­
amerikas, deren Sogwirkung interamerikanische
Beziehungen zunehmend prägt. Vor dem Hinter­
grund dieses turbulenten Szenariums gewinnt die
Frage nach dem politischen Ordnungsrahmen inte­
ramerikanischer Beziehungen zwangsläufig verän­
derte Akzente. Denn auf der informellen Ebene
der Nord-Süd-Beziehungen der westlichen Hemi­
sphäre hat sich über das Verschuldungs-, Drogen-
und Migrationsszenarium längst ein engmaschiger
Verbund gebildet. Die Latinisierung Nordamerikas
im Zeichen turbulenter Interdependenz schreitet
zügig voran, die hieraus erwachsenden innergesell­
schaftlichen Konflikte und neuen Feindbilder wer­
den sich jedoch nur schwerlich als fruchtbarer Bo­
den erweisen für die Realisierung ehrgeiziger hemi­
sphärischer Kooperationsprojekte.

V. Auf dem Wege zu einem Zeitalter
des Regionalismus?

Nicht wenige Beobachter des derzeitigen interna­
tionalen Wandels sind geneigt, die „neue Weltord­
nung“ nach dem Ende des Ost-West-Konflikts un­
ter dem Primat eines „coming age of region­
alem“29 auch in ihrer interamerikanischen Kompo­
nente zu betrachten. Entscheidend für diese Per­
spektive ist die Annahme, daß mit dem Ende des

27 Vgl. Joseph S. Nye, Bound to lead. The Changing Na­
ture of American Power, New York 1990, S. 198.
28 Zur Problematik der Übertragung des Interdependenz­
paradigmas, ursprünglich konzipiert für die „egalitäre“
OECD-Welt (d.h. die Industriestaaten), auf die stark asym­
metrisch strukturierten Interaktionen interamerikanischer
Beziehungen vgl. Bianca Torres, Interdependencia, un enfo-
que ütil para el anälisis de las relaciones Mäxico-Estados
Unidos?, Mexico City 1990.
29 Vgl. Walt Rostow, The coming age of regionalem, in:
Encounter, June 1990; Emst-Otto Czempiel, Weltpolitik im
Umbruch. Das internationale System nach dem Ende des
Ost-West-Konflikts, München 1991.

Kalten Krieges und dem Zerfall der Sowjetunion
die Anreize für Interventionen einer Supermacht
rückläufige Tendenz zeigen und daß mit der Auf­
hebung jener Zwänge zur Bildung transregionaler
Allianzen, die im global geführten Kalten Krieg
impliziert lagen, der „regionale Raum“ als Ord­
nungsfaktor internationaler Beziehungen erhöhte
Bedeutung gewinnt. Kurz, dem Ende des Kalten
Krieges wird eine inhärente Dynamik in Richtung
auf eine „regionalisierte Welt“30 zugeschrieben.
Auf das interamerikanische System übertragen,
bedeutet dieser Gedankengang, daß eine „Wieder­
entdeckung Lateinamerikas“ durch die USA, ein
neuerwachsenes Interesse der Supermacht an ih­
rem „Hinterhof“ ,31 der Logik der Aufhebung des
Kalten Krieges entspricht.

An der „Wiederentdeckung Lateinamerikas“
durch die USA ist nicht mehr zu zweifeln. Aller­
dings handelt es sich dabei, wie deutlich wurde, um 
einen ambivalenten Prozeß, der in erster Linie ver­
mittelt erscheint über die eigenen innergesell­
schaftlichen Probleme und Konflikte, die sich aus 
der zunehmenden Latinisierung der USA im Mi­
lieu einer turbulenten Interdependenz mit Latein­
amerika ergeben. Hier liegt auch das besondere
Antriebsmoment für Sonderbeziehungen der USA
mit Mexiko. Umgekehrt waren es Verschuldungs­
krise und Zusammenbruch des etatistischen Ent­
wicklungsmodells Lateinamerikas in den achtziger
Jahren, die die USA in ein neues Licht der Zentra­
lität für Lateinamerika rücken ließen. Miami - und
.nicht mehr Paris, London oder Madrid - ist heute
allgegenwärtig in Lateinamerika.

Ansonsten könnte man als Ergebnis dieser Krise 
auch von einer Wiederentdeckung Lateinamerikas
durch sich selbst sprechen, wie die vielfältigen re­
gionalen Kooperationsinitiativen andeuten, die im
Süden der westlichen Hemisphäre über den öko­
nomischen Bereich hinaus neue Relevanz gewon­
nen haben. Die Rolle der Contadora-Gruppe32

beim Friedensprozeß in Zentralamerika ebenso
wie das wachsende Gewicht der Rio-Gruppe33 als
Konsultationsorgan der wichtigsten Länder
Lateinamerikas seit Mitte der achtziger Jahre deu­
ten ebenfalls in diese Richtung.

Die Erfolgsaussichten der regionalen bzw. hemi­
sphärischen „Öffnung“ Lateinamerikas sind aller­

30 Vgl. E.-O. Czempiel, ebd., S. 47.
31 Ebd., S. 71.
32 Die Contadora-Gruppe wurde 1983 durch Mexiko, Ve­
nezuela, Kolumbien und Panama ins Leben gerufen, um eine
Verhandlungslösung des Konfliktes in Zentralamerika vor­
anzutreiben. Argentinien, Brasilien, Peru und Uruguay bil­
deten später die Contadora-Unterstützungs-Gruppe.
33 Die Rio-Gruppe wurde im Dezember 1986 gegründet als
Forum für politische Konsultationen zwischen Argentinien,
Brasilien, Kolumbien, Mexiko, Panama, Peru, Uruguay und
Venezuela. Chile, Ecuador, Bolivien und Paraguay wurden
im Oktober 1990 Mitglieder dieser Gruppe.



dings, darauf wurde bereits verwiesen, unausweich­
lich verknüpft mit dem Gelingen der politischen wie
ökonomischen Liberalisierungstendenzen der Län­
der Lateinamerikas. Gerade hier bestehen aber
nach wie vor große Unsicherheiten. Die sozialen
Kosten der Liberalisierung werden beim Jubel über
neue Wachstumsimpulse der lateinamerikanischen
Wirtschaft meist verschwiegen. Wenn sich nach In­
formationen der CEPAL34 die Zahl der Personen in
Lateinamerika, die unter Armutsbedingungen exi­
stieren, zwischen 1980 und heute um 47 Mio. Men­
schen erhöht hat, so daß 183 Mio. Lateinamerika­
ner unter Bedingungen extremer Armut leben, so 
läßt dieser Trend die ganze Brisanz der Lage La­
teinamerikas erkennen, die heute durch die rasche
Ausweitung der Armutsseuche Cholera ihr epide­
miologisches Symbol gefunden hat.

Unter Berücksichtigung dieser Entwicklungen
muß auch der laufende Demokratisierungsprozeß
in Lateinamerika mit Nüchternheit betrachtet wer­
den. Welche Relevanz hat Demokratie unter den
Bedingungen von extremer Armut, Analphabetis­
mus, Korruption, Klientelismus und ungehemmter
sozialer Gewalt. Wenn Gewaltenteilung, und ins­
besondere die Unabhängigkeit der Justiz, in den
meisten Ländern Lateinamerikas eine Fiktion ist,
wenn Todesschwadrone in den großen urbanen
Zentren ihr mörderisches Metier betreiben, wenn,
wie im Falle Kolumbiens, Terror (26 000 Morde
allein im Jahre 1991) oder ein blutiger Bürger­
krieg, wie in Peru, das tägliche Leben bestimmen,
droht der demokratische Wahlakt ohnehin zur
Farce zu degenerieren. Die drei Militärputsche der
vergangenen Monate - Haiti, Venezuela und
Peru- ebenso wie Hungerrevolten in Venezuela
und Argentinien zeugen von den Schatten der Ver­
gangenheit, die heute noch über Lateinamerika
lasten.

Viele Schatten belasten auch heute noch das Nord-
Süd-Verhältnis der westlichen Hemisphäre. Die
großen ökonomischen Ungleichheiten haben sich
im Zeichen der Krise der achtziger Jahre weiter
vertieft. Der Hang der USA zum militärischen In­
terventionismus in Lateinamerika hat mit der In­
tervention in Panama neues Gewicht gewonnen.
Allerdings sollte nicht übersehen werden, daß mit
Beendigung der Bürgerkriege in Zentralamerika
(Nicaragua, El Salvador) ein wichtiger psychopoli-
tischer Komplex der USA, aus dem heraus ameri­
kanischer Interventionismus immer wieder Nah­
rung gewann, eliminiert wurde.

Amerikanische Strategien zur Bekämpfung des 
Drogenhandels bleiben weiterhin geprägt von

34 CEPAL (Comisiön Economica Para America Latina y el
Caribe), Notas sobre la Economfa y el Desarrollo. Balance
Preliminar de la Economfa de America Latina y el Caribe,
Santiago 1991.

einer Präferenz für militärische Lösungsansätze ,35

wie etwa Pläne zur Stationierung eines Flugzeugträ­
gers vor der Küste Kolumbiens oder der Einsatz
von „special forces“ für Bolivien und Peru erken­
nen lassen. Ein Marshallplan für Lateinamerika als
entwicklungspolitisches Komplement der großen
Freihandelsinitiative vom 27. Juli 1990 ist bei leeren
Kassen Washingtons und zunehmender Beschäfti­
gung mit den eigenen inneren Problemen nicht zu
erwarten.

Unter dem Einruck dieser widersprüchlichen Ent­
wicklungstendenzen stellt sich die Frage, inwieweit
es nicht an der Zeit ist, neuen Denkansätzen auch in
der Reflexion über Internationale Beziehungen die 
Tore zu öffnen und traditionelle Ordnungsmodelle
aus der Zeit des Kalten Krieges und davor aus den
Köpfen zu verbannen. Die alten Ordnungsmuster
und -Vorstellungen lassen sich nur schwerlich in
Einklang bringen mit den neuen, zentrifugalen
Realitäten einer multipolaren, polyarchischen und
zugleich globalisierten Welt, die aus dem Zusam­
menbruch des disziplinierend wirkenden Ost-West-
Konflikts hervorgegangen ist. Regionale Koopera­
tionsansätze mit vielfältigen Schattierungen, unter­
schiedlicher Dichte und Reichweite wären aus die­
ser Sicht nur als eine Variante dieses quasi postmo­
dernen Pluralismus36 zu begreifen, komplementiert
von neuen informellen Machtzentren und para­
staatlichen Akteuren (Drogenmafia, Terrororgani­
sationen, rebellierende ethnische Gruppierungen,
fundamentalistische Bewegungen), die in zuneh­
mendem Maße an die Seite altetablierter staatlicher
und wirtschaftlicher Machtzentren rücken und den
Prozeß der Verschränkung staatlich organisierter
Gesellschaften weiter forcieren.

Präsident Bush sprach in seiner vielbeachteten
Rede zur „neuen Weltordnung“ am Ende des Golf­
krieges vom Heraufkommen einer neuen „wunder­
vollen Welt der Entdeckung“ .37 Vieles deutet dar­
auf hin, daß diese neue Welt in ihrer interameri­
kanischen - wie auch europäischen - Variante
manch wundersame Überraschung bereithält, für
deren Bewältigung die Kunst des Umgangs mit
„Unordnung“ sich zukünftig als wichtiger erweisen
könnte, als das Festhalten an erbaulichen hemi­
sphärischen Integrationsidealen.

35 Vgl. Peter J. Schräder (ed.), Intervention in the 1980s.
US Foreign Policy in the Third World, Boulder, Col. 1989.
36 Zur Diskussion um die Postmodeme in den internatio­
nalen Beziehungen vgl. David Harvey, The Conditions of
Postmodemity, London 1989; Zaki Laidi, Sens et Puissance
dans le Systeme International, in: Zaki Laidi (Hrsg.),
L’ordre mondial relächö. Sens et puissance apr&s la guerre
froide, Paris 1992.
37 Rede des amerikanischen Präsidenten George Bush zur
„Neuen Weltordnung“ auf dem Luftwaffen-Stützpunkt Max­
well/Alabama am 13. April 1991 (Auszüge in: Europa-Ar­
chiv, [1991J10, S.258).



Wilhelm Hofmeister: Dezentralisierung in Lateinamerika

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 28/92, S. 3-13

Als Ausdruck eines wachsenden Mißtrauens gegenüber der Handlungs- und Entwicklungskapazität des
Staates und insbesondere gegenüber dem traditionellen, die staatliche Entwicklung seit der Kolonialzeit
prägenden Zentralismus wird in Lateinamerika seit einigen Jahren mit zunehmender Intensität Dezentrali­
sierung als Organisation- und Entwicklungsaltemative diskutiert. Nach dem Versagen des Zentralstaates
als Entwicklungsagent hofft man, mittels Dezentralisierung die Effizienz der öffentlichen Verwaltung zu
steigern, Impulse für lokale und regionale Entwicklung zu geben und einen Beitrag zur Konsolidierung der
Demokratie zu leisten.
Bisherige Erfahrungen zeigen, daß die Dezentralisierungsprozesse in den verschiedenen Ländern nur lang­
sam vorankommen. Dabei hängt der Erfolg dieser Strategie wesentlich davon ab, daß man sich nicht nur auf
eine administrative Dezentralisierung beschränkt, sondern diese mit politischer Dezentralisierung begleitet.
Das aber zieht unvermeidlich eine Neuordnung des Verhältnisses zwischen Staat und Gesellschaft nach sich.

Die Schwierigkeiten, Fortschritte beim Prozeß der Dezentralisierung zu erzielen, hängen zusammen mit der
Verhaftung in den zentralistischen Traditionen in staatlichen Strukturen und mit den Einstellungen der
Akteure, aber auch mit der mangelnden Erfahrung mit Dezentralisierung. Dennoch ist Dezentralisierung
ein zukunftsweisendes Instrument bei der Gestaltung der staatlichen und politischen Ordnung. Bei der
Entwicklungszusammenarbeit sollten deshalb Dezentralisierungsinitiativen unterstützt werden.

Barbara A. Fliess: Wirtschaftliche Probleme und Chancen für Lateinamerika

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 28/92, S. 14-22

Nach Jahren der verschuldungsbedingten Wirtschaftskrise kann die Mehrzahl der Länder Lateinamerikas
wieder zuversichtlicher in die Zukunft sehen. Ihre Wirtschaften expandieren wieder. Das Wachstum wie­
derum schafft günstige Bedingungen für eine Fortsetzung der heute stärker marktwirtschaftlich orientierten
Wirtschaftspolitik.

Im finanzpolitischen Bereich ist die Schuldenlast erträglicher geworden. Der über lange Zeit negative Net­
totransfers in die Industrieländer scheint gestoppt. Somit entsteht mehr finanzieller Spielraum, um im Rah­
men einer Wachstumspolitik das nachzuholen, was die rezessive Stabilisierungspolitik der Vorjahre ver­
nachlässigte: Investitionen und die soziale Versorgung der unteren Schicht der Bevölkerung.

Damit Wachstum und Wirtschaftsentwicklung langfristig gesichert werden können, werden viele Länder zur
Finanzierung notwendiger Investitionen auf ausländisches Privatkapital angewiesen sein. Auch eine gute
Exportleistung ist notwendig. Um der sich hieraus ableitenden hohen Verwundbarkeit der Wirtschaften
durch ungünstige weltwirtschaftliche Veränderungen vorzubeugen, suchen Mexiko und andere Länder en­
gere Wirtschaftsbeziehungen zu den Vereinigten Staaten, ihrem wichtigsten Handelspartner. Insgesamt ist
das Interesse an einer Integration der Märkte der westlichen Hemisphäre gestiegen.

Friedrich von Krosigk: Interamerikanische Beziehungen im Zeichen turbulenter
Interdependenz

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 28/92, S. 23-31

Der Beitrag untersucht den aktuellen Wandel interamerikanischer Beziehungen nach dem Ende des Ost-
West-Konflikts für die westliche Hemisphäre erwachsen ist. Nach einem historischen Rückblick auf die
Genese des ursprünglichen Hegemonialsystems, das sich, beginnend in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhun­
derts, unter amerikanischer Regie herausgebildet hat, werden im weiteren die Etappen und Konturen seiner
Deformation aufgezeigt. Interamerikanische Beziehungen sind, begünstigt durch die Auflösung der diszipli­
nierenden Fronten des Kalten Krieges, in eine Phase turbulenter Interdependenz gerückt: Über den Trans­
fer von Chaosmacht (Verschuldung, Migration, Drogen usw.) werden etablierte Machthierarchien, aber
auch neue hemisphärische Kooperationsvisionen erschüttert.
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